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Grund legende Prinzip ien des Koordinationsrechts 
I. Einleitung 
1. Historische Bedingtheit des Systems und politische Grenzen von 
Reformen 
In wenigen Bereichen des schweizerischen Rechts schimmert die wechsel-
volle Entstehungsgeschichte so deutlich durch wie im Bundessozialversiche-
rungsrecht. Nach der folgenschweren Absage des Souveräns an die Idee 
einer koordinierten Bundesregelung, d.h. nach der Ablehnung der so ge-
nannten <<Lex Forrer>> in der Referendumsabstimmung vom 20. Mai 1900, 
entwickelte sich das Sozialversicherungsrecht weitgehend unkoordiniert. 
Seiner Entwicklung lag kein einheitlicher Plan zu Grunde. Die «Lex Forrer>>, 
welche eine obligatorische Kranken-, Unfall- und Militärversicherung in 
einem einzigen Erlasse koordiniert zusammengefasst hätte, stellte in der 
Entwicklung des schweizerischen Sozialversicherungsrechts den ersten und 
zugleich auch den letzten Versuch dar, mehrere Versicherungszweige von 
Anfang an zu vereinheitlichen und zu koordinieren. 1 
Wie die überaus lange Entstehungsgeschichte des A TSG erkennen lässt, 
stösst jeder Versuch, das schweizerische Sozialversicherungsrecht besser zu 
koordinieren, an politische Grenzen: Der Referendumsdruck zwingt stets 
dazu, Eingriffe in bestehende Strukturen und Abläufe nach Möglichkeit zu 
vermeiden. 2 Auch das ATSG, das in mancherlei Hinsicht einen Quanten-
sprung für das schweizerische Sozialversicherungsrecht darstellt, ist ein 
Kompromisswerk Es trug bereits in der Endphase seiner Entstehung die 
Bezeichnung «ATSG light>>, da auf die Regelung verschiedener umstrittener 
Fragen verzichtet und die berufliche Vorsorge vom Geltungsbereich des 
Gesetzes grundsätzlich ausgenommen wurde.3 
Vgl. GYSIN, 5. 1 ff.; KOCHER, 5. 70; NAEF, 5. 1; zum Ganzen TSCI-IUDI, 5. 29 f. , 40 ff.; 
immerhin sind aber einige Versicherungszweige stark an andere angelehnt, so dass sich 
partiell durchaus gute Koordinationsmodelle finden lassen. Siehe zur Koordination 
IV/AHV etwa FRAUENFELDER, 5. 82 ff.; zu nennen ist auch die Integration der Mutter-
schaftsentschädigung in die EO. 
Allgemein KÖLZ, 5. 874 f., 881 f.; siehe auch FRAUENFELDER, 5. 93 f. 
Zur Entstehungsgeschichte z.B. LOCHER, Allgemeiner Teil, 5. 12 ff., 23 ff. 
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Historische Zäsuren, wie sie in anderen europäischen Ländern die beiden 
Weltkriege und die damit verbundenen Veränderungen im politischen Sys-
tem bedeuteten, waren in der Schweiz weniger spürbar. Gleichwohl waren 
es die wirtschaftlichen Folgen der beiden Weltkriege, welche die Akzeptanz 
für die Schaffung oder den Ausbau verschiedener Sozialversicherungszwei-
ge schufen: Die rasche Einführung der AHV nach dem zweiten Weltkrieg 
wäre ohne die mit der Lohn- und Erwerbsersatzordnung für Dienstleistende 
verbundenen Ausgleichskassenstrukturen kaum möglich gewesen. Ebenso 
stehen die Familienzulagen in der Landwirtschaft in direktem Zusammen-
hang mit den strukturpolitischen Bedürfnissen der Kriegswirtschaft.4 Dieser 
Ausbau erfolgte aber im Rahmen einer seit 1848 andauernden Verfassungs-
kontinuität und konnte oder musste damit nie von Grund auf neu konzipiert 
werden. Vielmehr wurden die neuen Zweige stets - mit mehr oder weniger 
gesch ickter Hand - in das bestehende System eingebau t.S 
Der substantielle Ausbau der Leistungen in den meisten Versicherungs-
zweigen zwang Rechtsprechung und Lehre, sich mit der Frage der Koordi-
nation der Sozialversicherungen im Allgemeinen und vor allem mit der 
Koordination der Sozialversicherungsleistungen zu befassen.6 Die sozialver-
sicherungsrechtliche Literatur hat sich mit keiner Frage häufiger befasst als 
mit derjenigen der Leistungskoordination in ihren verschiedensten Ausprä-
gungen. Die grundlegende Arbeit von ROLAND SCHAER zu den <<Grundzü-
gen des Zusammenwirkens von Schadenausgleichsystemen» aus dem Jahr 
1984 hob die Koordinationsdiskussion auf ein neues wissenschaftliches Ni-
veau. Die in ihr gewonnen Erkenntnisse entfalteten in der Rechtsprechung, 
der wissenschaftlichen Diskussion sowie schliesslich in der Rechtsetzung 
eine starke Wirkung. 
Trotz der eingehenden wissenschaftl ichen Aufarbeitung sowie dem Erlass 
des ATSG, welches - zumindest gernäss seines Zweckartikels- die gegen-
12 
Vgl. KÖLZ, S. 873 ff., 878 f. 
Zu Recht weist SCHLAURI, Grundlagen, S. 18, darauf hin, dass bei der Entstehung der 
meist heftig umstrittenen Sozialversicherungsgesetze materielle Gesichtspunkte im 
Vordergrund standen, nicht die politisch weniger ergiebigen Koordina tionsfragen. 
Siehe z.ß. FRAUENFELDER, S. 81 ff.; LEUZINGER-NAEF, S. 157 ff.; LOCHER, Grundriss, 
S. 389; MAURER, Kumulation, S. 174 ff.; SCHLAURI, Grundlagen, S. 17 ff. 
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seitige Abstimmung der Leistungen zum Ziel hat (Art. 1 lit. c ATSG), sind 
noch zahlreiche Koordinationsfragen ungeklärt. Der Grundbestand einer 
Koordinationsgesetzgebung, wie ihn das ATSG nun bereithält, ermöglicht es 
immerhin, die Koordinationsdiskussion auf einer höheren Ebene und mit 
anderen Voraussetzungen zu führen. 
2. Optimaler Ansatzpunkt für eine sachgerechte Leistungskoordination 
Es ist offensichtlich, dass für eine optimale und sachgerechte Koordination 
von Sozialversicherungsleistungen nicht einfach Koordinationsregeln genü-
gen, wie sie in Art. 63 ff. ATSG zu finden sind.? So ergibt sich bereits aus 
Art. 1 ATSG, dass das Gesetz das Sozialversicherungsrecht des Bundes ko-
ordiniert, indem es Grundsätze, Begriffe und Institu tionen definiert (lit. a), ein 
einheitliches Sozialversicherungsverfahren festlegt und die Rechtspflege regelt 
(lit. b), die Leistungen aufeinander abstimmt (lit. c)8 und den Rückgriff der Sozi-
alversicherungen auf Dritte ordnet (lit. d). Die Koordination der Sozial-
versicherungen, die letztlich auch der Koordination der Sozialver-
sicherungsleistungen dient, ist demnach eine vielschichtige Aufgabe. Je bes-
ser das Gesamtsystem materiell harmonisiert ist, d.h. je besser die einzelnen 
Risiken abgegrenzt und die Begriffe vereinheitlicht sind, desto weniger Be-
darf besteht nach einem expliziten Leistungskoordinationsrecht.9 
Bei einem Blick ins benachbarte Ausland fällt auf, dass etwa in der deut-
schen Lehre die Themen Leistungskoordination und Überentschädigungs-
verhot kaum aufgegriffen werden. Die Systemkoordination erfolgt in 
Deutschland auf einer ganz anderen Ebene, nämlich bei der Gestaltung und 
Abgrenzung der Leistungen der einzelnen Versicherungszweige selbst. 
Zwar lässt sich das deutsche Sozialsystem, das gegenwärtig in einer tiefen 
finanziellen und politischen Krise steckt, nur sehr beschränkt als Vorbild 
empfehlen. Gleichwohl ist die gesetzestechnische Lösung, Leistungskollisio-
Siehe z.B. die Aufstellung anderer Koord inations- und Harm onisierungstechniken bei 
PETER, Koordina tion, S. 153 ff. 
Wobei dieses gesetzgeberische Versprechen nur sehr unvollkommen eingelöst wird; 
sieh e KI ESER, ATSG-Kommentar, Art. 1, N . 8. 
Vgl. auch SCHLAURI, Grundlagen, S. 23 ff. 
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nen nach Möglichkeit gar nicht erst entstehen zu lassen, einem komplexen 
Leistungskoordinationssystem gesetzestechnisch vorzuziehen. 
Ein strukturelles Problem, das zu wesentlichen Koordinationsschwierigkei-
ten führt, ist das historisch bedingte Nebeneinander von kausalen und fina-
len Sozialversicherungssystemen. 10 Die Klassenversicherungen, d.h. vor 
allem die Arbeitnehmerversicherungen, sind - mit Ausnahme der berufli-
chen Vorsorge- kausal orientiert, d.h. die Ursache eines Schadens (z.B. ein 
Unfall) wird als Voraussetzung für eine Versicherungsleistung herangezo-
gen. Bei finalen Versicherungen bildet dagegen eine unter bestimmten Vor-
aussetzungen geschuldete Leistung den Gegenstand der Versicherung.11 Die 
vor allem in der Lehre poshllierte Unterscheidung zwischen finalen und 
kausalen Versicherungssystemen darf in ihren Auswirkungen nicht über-
schätzt werden. Wenn man sich jedoch vergegenwärtigt, dass die kausalen 
Versicherungssysteme in der Regel ein höheres Schutzniveau kennen, d.h. 
über ausgebautere Leistungen verfügen als die finalen Versicherungen, 
dann wird deutlich, weshalb sich bei der Abgrenzung der Leistungspflicht 
kausaler Versicherungen sehr häufig Rechtsstreitigkeiten ergeben. Dieses 
strukturelle Problem lässt sich koordinationsrechtlich nur einigermassen 
glätten, nicht beheben. 
Leistungskoordinationsregeln, wie sie in Art. 63 ff. A TSG enthalten sind, 
stellen damit gesetzestechnisch keine optimale Lösung dar. Sie sind in erster 
Linie Ausdruck der gewachsenen und materiell nur mangelhaft koordinier-
ten Struktur des Schweizer Sozialversicherungsrechts. So lange auf eine 
materielle Vereinheitlichung der zu koordinierenden Leistungen verzichtet 
wird, werden sie immer unvollkommen bleiben.12 Immerhin ist es aber bes-
ser, in einem einzigen Erlass klare und nachvollziehbare Regeln aufzustel-





Siehe z.B. RIEMER-KAFKA, Allriskversicherung, S. 341 ff., 360 ff.; vgl. auch KrESER, ATSG-
Kommentar, Art . 63, N. 3; MAURER, Band I, S. 381. 
Vgl. RUMO-}UNGO, N. 165 ff. 
Z.B. KIES ER, Bestandesaufnahme, S. 334; DERS., A TSG-Kommentar, Art. 63, N . 3; MAU-
RER, Band I, S. 381. 
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tungskoordination in den Einzelgesetzen in heterogener und zum Teil in-
konsequenter Weise zu regeln. 13 
Selbst wenn die Wünschbarkeit eines kohärenteren Sozialversicherungssys-
tems kaum bestritten wird,14 dürften einer markanten Straffung und einer 
materiellen Vereinheitlichung des Systems kaum überwindbare Widerstän-
de entgegenstehen. Die Beispiele der gescheiterten 2. KVG-Revision sowie 
der unterdessen stark umstrittenen 5. IVG-Revision belegen, dass bereits 
grössere Reformen von Einzelgesetzen rasch an die Grenze der politischen 
Durchsetzbarkeit stossen. Es gilt demnach, das Gesamtsystem und damit 
auch die Leistungskoordination in pragmatischer Weise in Einzelschritten 
anzupassen. 15 
II. Eingrenzung des Gegenstands und Ziele 
1. Beschränkung auf intersystemische Koordination 
Nach unterdessen verfestigter Terminologie wird zwischen drei Arten der 
Koordination unterschieden: Der intrasystemischen, welche die Leistungen 
innerhalb eines einzelnen Versicherungszweigs koordiniert, der intersystemi-
schen, die sich mit den Leistungen verschiedener Sozialversicherungszweige 
befasst, sowie der extrasystemischen, die das Verhältnis von Sozialversiche-
rungsleistungen zu anderen Entschädigungssystemen umfasst.16 
13 Zu Recht bemerkte SCHLAURI, Grundlagen, S. 29 f., noch vor der Verabschiedung des 
A TSG, dass sich in einem System mit unterschiedlichsten Leistungsarten in verschiede-
nen Zweigen das Koordinationsrecht kaum befried igend in einigen kurzen Regeln ein-





Siehe zur Veranschaulichung die Aufstellung aller Koordinationsideen bis zum ATSG 
bei FRITZ NÜSCHELER, Harmonisierung der Sozialversicherung, in: Schweizerische Ar-
beitsgemeinschaft zur Eingliederung Behinderter SAEB (Hrsg.), Invalidität und Versi-
cherungsschutz, 3. Auf!., Zürich 1977, S. 87 ff. 
So bereits FRAUE FELDER, S. 82; NAEF, S. 4. 
Z.B. LEUZINGER-NAEF, S. 165, mit weiteren Hinweisen; LOCHER, Grundriss, S. 389 f.; 
anders noch KOCHER, S. 67, 85 ff., der zwischen Inter-System-Koordination im engeren 
Sinn (d.h. Koordination zwischen einzelnen Sozialversicherungszweigen) und Inter-
System-Koordination im weiteren Sinn (d.h. Koordination zwischen Sozialversiche-
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Das ATSG enthält grundsä tzlich keine Koordinationsregeln zur intrasyste-
mischen KoordinationY Für diese wird ausdrücklich auf die Regelung der 
Einzelgesetze verwiesen (Art. 63 Abs. 3 A TSG). In Art. 72 ff. ATSG ist mit 
dem Rückgriff ein praktisch besonders wichtiger Teil der extrasystemischen 
Koordination geregelt.18 Hauptgegenstand der Koordinationsregeln des 
A TSG sowie dieser Abhandlung bildet jedoch die intersystemische Koordi-
nation, d.h. die Koordination von Leistungen verschiedener Sozialversiche-
rungen (vgl. Art. 63 Abs. 1 ATSG). 
Anders als vor dem In-Kraft-Treten des ATSG kann heute eine Beschreibung 
des Koordinationsrechts viel nüchterner ausfallen: Die Geltung von 
Grundsätzen muss heute nicht mehr diskutiert werden, sie ergibt sich in 
zahlreichen Belangen direkt aus dem Gesetz. Vor allem das zentrale Über-
entschädigungsverbot das nunmehr in Art. 69 A TSG enthalten ist, muss 
nicht mehr mit epischer Begründung hergeleitet werden.19 Die neue Aus-
gangslage mit einem übersichtlicheren Bestand an Koordinationsregeln er-
möglicht es vielmehr, die Gewichte in der Darstellung etwas anders zu ver-
teilen. 
2. Begriffliches: Prinzip, allgemeiner Rechtsgedanke, Leitidee 
Wenn hier die Grundprinzipien des Koordinationsrechts behandelt werden 
sollen, so muss vorab geklärt werden, worum es sich bei den dargestellten 
Prinzipien handelt. Diese begriffliche Abgrenzung mag zunächst kleinlich 





rungs- und Haftpflichtrecht) unterscheidet. Abweichend in der Terminologie auch 
LANDOLT, Rz. 1401 ff. 
Gleichwohl finden sich auch Koordinationsnormen, die in wesentlichen Bereichen die 
intrasystemische Koordination verschiedener Leistungsarten zum Gegenstand haben, 
z .B. Art. 67 ATSG. Siehe dazu KIESER, ATSG-Kommentar, Art. 67, N . 5. 
Eingehend dazu etwa PETER BECK, Die Regressbestimmungen des A TSG, in: Rene 
SchaffhauserNeli Kieser (Hrsg.), Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozial-
versicherungsrechts (ATSG), St. Gallen 2003, S. 121 ff. 
Siehe etwa die Zusammenfassung der wissenschaftlichen Diskussion zum Rechtscha-
rakter des Überentschädigungsverbots bei RUMO-JUNGO, N . 939 ff. 
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des Koordinationsrechts - insbesondere des Überentschädigungsverbots -







Obwohl die Terminologie uneinheitlich ist, besteht eine weit gehende 
Einigkeit zum Punkt, was unter einem Rechtsprinzip bzw. einem all-
gemeinen Rechtsgrundsatz zu verstehen ist.21 Es handelt sich dabei um 
ein im Einzelfall Beachtung verlangendes, zu konkretisierendes und 
dergestalt Rechtsfolge erzeugendes Prinzip, welches seine Geltungs-
kraft nicht in einer geschriebenen Bestimmung der Verfassung oder 
des unterverfassungsrechtlichen Normgefüges findet, sondern richter-
rechtlich anerkannt ist.22 Allgemeine Rechtsgrundsätze bilden einen 
Teil des positiven Rechts.23 
Bei allgemeinen Rechtsgedanken handelt es sich um Abstraktionen der 
Grundideen ähnlicher Normen aus verschiedenen Gebieten, die eine 
gemeinsame Struktur oder eine gemeinsame Wertung ausdrücken.24 
Anders als die Rechtsgrundsätze oder Rechtsprinzipien sind sie von 
Rechtsprechung und Lehre noch nicht zu Prinzipien verdichtet oder 
von der Praxis anerkannt worden,25 weshalb sie nicht als solche zum 
positiven Recht zu zählen sind. 
Um eine Leitidee handelt es sich indes, wenn ein bestimmter Grund-
gedanke (z.B. Schutz der schwächeren Vertragspartei) zwar regelmäs-
sig umgesetzt wird, sein Inhalt jedoch nicht als verbindlich erachtet 
wird. Leitideen können sich an bestimmten Idealen orientieren oder 
aber einen methodischen oder technischen Gehalt aufweisen. Wie die 
Wie Fn.19. 
Siehe HÄFELIN/MÜLLER, Rz. 184 ff. 
MEYER-BLASER, Rechtsgrundsätze, S. 126. 
MEYER-BLASER, Rechtsgrundsätze, S. 123 f.; siehe auch H ÄFE LIN/MÜLLER, Rz. 185. 
Siehe etwa FRITZ FLEINER, Institutionen des deutschen Verwalhmgsrechts, 8. Auf!., 
Tübingen 1928, S. 56 f.; vgl. auch MARIANNE RYTER SAUVANT, Allgemeine Rechtsgrund-
sätze- Analogien zum Privatrecht, Bem 2005, S. 42 ff. 
Z.B. GÄCHTER, Rechtsmissbrauch, S. 602, mit Hinweisen. 
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allgemeinen Rechtsgedanken bilden sie nicht Bestandteil des positiven 
Rechts. 
3. Ziele 
Da die nachfolgenden Beiträge in diesem Band spezifische Probleme der 
sozialversicherungsrechtlichen Praxis behandeln und der abschliessende 
Beitrag Anfragen an den Gesetzgeber formuliert, dient diese Einleitung der 
dogmatischen Grundlegung des Koordinationsrechts. Mit der Darstellung 





Das erste Ziel besteht darin, die Leitideen der Leistungskoordination her-
vorzuheben. Diese Darstellung soll es ermöglichen, den Blick für die 
weitere Problematik der Koordination zu öffnen. Die Orientierungssi-
cherheit geht nämlich ve rloren, wenn man einzig die im ATSG enthal-
tenen Normen als den Inbegriff der Leistungskoordination verstehen 
möchte und dabei die koordinationsrechtlichen Grundprobleme aus 
den Augen verliert.26 
Wei ter soll ergründet werden, welchen rechtlichen Charakter und 
welchen Grad von rechtlicher Bindung die im Koordinationsrecht anzutref-
fenden «Grundsätze» aufweisen und was im Einzelfall daraus folgt .27 
Von besonderem Interesse sind die Leis tungen und Versicherungszweige, 
die bislang von den Koordinationsregeln des ATSG nicht erfasst werden; vor 
allem also die Taggeldleistungen insgesamt sowie die Leistungen der 
beruflichen Vorsorge, da diese nur unvollkommen in das Koordinati-
onssystem des A TSG eingebunden sind. 28 Es fragt sich insbesondere, 
ob sich die massgeblichen Grundgedanken der Leistungskoordination 
mit Gewinn für die Lösung von Rechtsfragen oder aber die gesetzge-
berische Verbesserung der Koordination heranziehen lassen. 
Nachfolgend Ziff. IV. und V. 
Siehe nachfolgend Ziff. IV. 3. und Ziff. V. 2. d. 
Siehe Ziff. IV. 2. e.-g. 
Grund legende Prinzipien des Koordinationsrechts 
Damit die Einzelschritte, die zu einer Optimierung des geltenden Systems 
notwendig sind, alle in die gleiche Richtung laufen können, muss man sich 
des Zwecks der Leistungskoordination gewiss sein. Wenn die nachfolgen-
den Ausführungen einen Beitrag dazu leisten können, die Wegweiser und 
Leitplanken künftiger Systemanpassungen besser erkennbar zu machen, so 
haben sie ihr Ziel erreicht. 
111. Leitideen der Leistungskoordination im Allgemeinen 
1. Blick in die Verfassung 
Es mag erstaunen, dass im Zusammenhang mit einem rein sozialversiche-
rungsrechtlichen Thema, das sich noch dazu mit der ziemlich << technisch» 
anmutenden Materie der Leistungskoordination befasst, ein Blick in die 
Verfassung gewagt wird. Die Verfassung selbst gibt denn auch- soviellässt 
sich mit einiger Gewissheit sagen - keine konkreten Hinweise darauf, wie 
die Leistungskoordination am besten auszugestalten ist. Interessant ist aber 
vor allem der negative Befund, dass auch die in der Leistungskoordination 
zentralen Leitideen der Harmonisierung und des Überentschädigungsver-
bots keine konkrete Stütze finden. 
Die einzigen Hinweise auf eine gewisse Harmonisierungsidee lassen sich 
dem in Art. 111 BV enthaltenen Drei-Säulen-Prinzip entnehmen. Es ist dort 
davon die Rede, dass die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge auf 
drei Säulen beruhen soll, die nach der Gesamtkonzeption des Verfassungs-
artikels einander gegenseitig ergänzen.29 Eine Ergänzung wiederum erfor-
dert ein Minimum an Harmonisierung der Systeme.30 Als Koordinationsidee 
scheint im Drei-Säulen-Konzept zudem die Leistungskumulation anzuklin-
gen. 
Hinweise auf ein allfälliges Überentschädigungsverbot finden sich indessen 
weder in Art. 111 BV noch in Art. 112 und Art. 113 BV. Art. 112 Abs. 2 lit. b 
BV schreibt für die Renten der AHV und IV lediglich vor, dass sie den Exis-
29 
30 
MADER, Art. 111, Rz. 2, erblickt in Art. 111 BV auch <<eine Aufforderung zu einer Ge-
samtsicht und zu einem ganzheitlichen Ansa tz im Bereich der sozialen Sicherung und 
speziell der Sozial versicherungen». 
Vgl. auch SCHLAURI, Grundlagen, S. 23. 
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tenzbedarf angemessen zu decken haben, was jedoch als Minimalanforde-
rung zu verstehen ist.31 Dass diese Minimalforderung nach wie vor nicht 
erfüllt ist, beweisen die ständig wachsende Bedeutung und die geradezu 
explodierenden Ausgaben der Ergänzungsleistungen zu AHV und IV. Auch 
das in Art. 113 Abs. 2 lit. a BV enthaltene Ziel der beruflichen Vorsorge, die 
Fortsetzung der gewohnten Lebenshaltung in angemessener Weise zu ge-
währleisten, ist als - nur beschränkt eingelöste - Mindestanforderung zu 
verstehen. Keinerlei Hinweise auf einen Harmonisierungsgedanken oder ein 
Überentschädigungsverbot finden sich sodann in Art. 116 (Familienzulagen 
und Mutterschaftsversicherung) und Art. 117 BV (Kranken- und Unfallver-
sicherung). Einzig in Art. 114 Abs. 2 lit. a BV findet sich ein Hinweis auf eine 
Limitierung, die eine gewisse Verwandtschaft mit dem Überentschädi-
gungsverbot aufweist, indem die Arbeitslosenversicherung lediglich <<an-
gemessenen Erwerbsersatz>> und nicht etwa «vollen Erwerbsersatz>> zu leis-
ten verpflichtet wird.32 
Selbstverständlich liegt es nahe, in Art. 6 BV, der die individuelle und ge-
sellschaftliche Verantwortung zum Gegenstand hat, sowie im Ingress von 
Art. 41 Abs. 1 BV, wo die Subsidiarität staatlichen Handeins bei der Errei-
chung der Sozialziele postuliert wird, einen Hinweis auf ein verfassungs-
rechtliches Überentschädigungsverbot zu erblicken. Laut Art. 6 BV hat jede 
Person Verantwortung für sich selber wahrzunehmen und nach Kräften zur 
Bewältigung der Aufgaben in Staat und Gesellschaft beizutragen. Die nähere 
Betrachtung dieser Bestimmung zeigt, dass der an die Einzelnen gerichtete 
Appell, Verantwortung für sich und für die Gesellschaft wahrzunehmen, 
keineswegs als Grundlage für die verfassungsrechtliche Fundierung eines 
Überentschädigungsverbots herhalten kann. Zwar lässt die Bestimmung 
erkennen, dass einem bevormundenden und überversorgenden Staat das 
Bild eines selbstverantwortlichen . und gesellschaftlich verantwortungsbe-





Siehe MADER, Art. 112, Rz . 8 f. 
MADER, Art. 114, Rz. 5. 
Vgl. MEYER-BLASER/GÄCHTER, Rz. 12. Siehe auch PETER H ÄBERLE, in: Bernhard Ehren-
zeller/Philippe Mastronardi/Rainer J. Schweizer/Klaus A. V allender (Hrsg.), Die schwei-
zerische Bundesverfassung, Kommentar, Zürich/Basel/Genf/Lachen 2002, Art. 6, Rz. 4, 
7 f. 
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harmoniert auch gut mit den- weiter hinten zu behandelnden- Grundlagen 
des Überentschädigungsverbots. Ein Ableitungszusammenhang besteht 
indes nicht. Der in Art. 41 Abs. 2 BV an den Bund und die Kantone gerichte-
te Auftrag wiederum, sich dafür einzusetzen, dass jede Person gegen die 
wirtschaftlichen Folgen von Alter, Invalidität, Krankheit, Unfall, Arbeitslo-
sigkeit, Mutterschaft, Verwaisung und Verwitwung geschützt ist, steht nicht 
unter dem Subsidiaritätsvorbehalt von Art. 41 Abs. 1 BV.3-l Die genannten 
Bereiche wurden im Lauf der Entstehung des Sozialzielartikels - nicht zu-
letzt aufgrund des Hinweises von HANS PETER TSCHUDI35 - absichtlich von 
diesem Vorbehalt ausgenommen. 
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich der schweizerischen Sozialver-
fassung nur Ziel- und Aufgabennormen entnehmen lassen, die auf die Absi-
cherung von Risiken und einen angemessenen Schutz der Einzelnen ausge-
richtet sind. Aussagen zur formalen Gestaltung des Sozialversicherungssys-
tems oder Grundlagen für ein Überentschädigungsverbot36 finden sich nicht. 
Dieses Resultat erstaunt zwar wenig, weil es nicht die Aufgabe der Verfas-
sung ist, die von der Gesetzgebung zu schaffenden Regelungen detailliert 
vorzuzeichnen. Dennoch ist eine wichtige Erkenntnis gewonnen: Wer über-
greifende Rechtsprinzipien für die sozialversicherungsrechtliche Leistungskoordina-
tion postuliert, muss dies auf einer anderen Grundlage als der Verfassung tun . Ein 
Verfassungsprinzip, das die eine oder andere Koordinationsidee zu stützen 




MEYER-BLASER/GÄCHTER, Rz. 12. 
H ANS PETER TSCHUDI, Das Sozialrecht im Entwurf zu einer reformierten Bundesverfas-
sung von 1995, SZS 1996, S. 196. 
Siehe bereits KOCHER, S. 90. 
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2. Blick zu anderen Entschädigungssystemen 
a) Haftpflichtrecht 
Zwei Leitideen prägen das Haftpflichtrecht Einerseits gilt strikt, dass die 
Obergrenze des Schadenersatzes bei 100 Prozent des entstandenen Schadens 
liegt,37 wobei die Praxis zum Schadensbegriff äusserst verzweigt ist.38 
Anderseits kennt das Haftpflichtrecht eine Regelung, welche den Geschädig-
ten die Durchsetzung der Schadenersatzansprüche enorm erleichtert: Stehen 
dem Geschädigten mehrere Ersatzpflichtige gegenüber, sind diese einer 
solidarischen Haftung unterworfen. Entsprechend einem <<ungeschriebenen 
Fundamentalsatz» des Haftpflichtrechts haften daher mehrere Ersatzpflich-
tige dem Geschädigten grundsätzlich solidarisch. Im Prinzip hat jeder Ge-
schädigte die gesamte Leistung zu erbringen, wobei anschliessend -je nach 
Konstellation und Zusammensetzung der Ersatzpflichtigen - im Innenver-
hältnis regressiert werden kann. 39 
b) Privatversicherungsrecht 
Die herrschende Lehre bejaht das Bestehen eines versicherungsrechtl ichen 
Bereicherungsverbots, d.h. eines Überentschädigungsverbots. Es wird als 
zwangsläufige Folge des versicherten wirtschaftlichen Interesses gedeutet. 40 
Dies lässt sich auch daraus ableiten, dass sich das Privatversicherungsrecht 
am gleichen Einzelschadensbegriff orientiert wie das Haftpflichtrecht. 41 
Aus versicherungstechnischen Gründen sowie aus Praktikabilitätsüberle-
gungen werden Versicherungsleistungen häufig pauschalisiert und standar-
disiert. Dabei stellt sich immer wieder die Frage, welches Mass an Pauschali-







Z.ß. SCHAER, N . 433 f.; HONSELL, S. 13 f. 
R EY, Rz. 149 ff. 
HONSELL, S. 120 f.; REY, Rz. 1403 ff.; RUMO-JUNGO, N . 875 . 
SCHAER, N . 445. 
ßECK, Rz. 6.90. 
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rung zu werden.42 Bei Personenschäden sind im Privatversicherungsrecht 
zudem Summenversicherungen zulässig, die keinen Bezug zu einer wirt-
schaftlichen Einbusse haben müssen.43 Nach einer neueren Theorie sollen 
zudem auch ausserhalb der reinen Personenversicherung Summenversiche-
rungen zulässig sein.44 
c) Unterschiede zum Sozialversicherungsrecht 
Das Sozialversicherungsrecht ist anders als das Haftpflichtrecht - und fak-
tisch ähnlich wie das Privatversicherungsrecht - nicht schadens-, sondern 
leistungsorientiert. Zwar dienen die Leistungen grundsätzlich auch der De-
ckung eines Schadens, doch bildet nicht dieser, sondern die gesetzliche Leis-
tungsumschreibungdie Leistungsgrenze. 45 
Anders als im Haftpflichtrecht besteht zwischen einer Mehrheit von leis-
tungspflichtigen Sozialversicherungen keine Solidarität, d.h . die versicherte 
Person muss sich für den Bezug jeder einzelnen Leistung separat anmel-
den.46 
IV. Leitideen der materiellen Leistungskoordination 
1. Schutz der Versicherten 
Dem materiellen Koordinationsrecht liegen im Wesentlichen zwei Leitideen 
zu Grunde: Einerseits sollen die Leistungen der verschiedenen Scha-
densausgleichsysteme den entstandenen Schaden decken, anderseits aber 






Z .ß . BECK, Rz. 6.89. 
Z.ß. BECK, Rz. 6.86 ff. 
Siehe hinten, Fn. 74. 
Siehe SCHAER, N . 51; RUMO-JUNGO, N. 152 ff., 158, 161. Eine Koord ination m it anderen 
Schadensausgleichsystem en ist deshalb nur m öglich, wenn die einzelnen Leistungsarten 
auf ihre Schadenersa tzfunktion zurückgeführt werden können. Diese Rückführung ist 
auch nötig, wenn eine Überentschädigungsgrenze fixiert werden soll. 
Vgl. Art. 29 Abs. 1 ATSG. 
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cherte Person besser stellen würde, als wenn sich das soziale Risiko nicht 
verwirklicht hätte.47 
Die meisten Darstellungen des sozialversicherungsrechtlichen Leistungsko-
ordinationsrechts setzen beim Überentschädigungsverbot an. In der Tat ist 
die Vermeidung von Überentschädigung eine der nachvollziehbarsten Ziel-
setzungen des Koordinationsrechts. Im Hinblick darauf, dass sich der Ver-
fassung zahlreiche Aufträge entnehmen lassen, Sozialversicherungssysteme 
zu schaffen und ein Mindestmass an Leistungen sicherzustellen, hingegen 
kaum Ansatzpunkte für ein Überentschädigungsverbot auszumachen sind, 
erstaunt es nicht wenig, dass gerade das Überentschädigungsverbot im 
Zentrum stehen soll. Dieses ist zwar zweifellos wichtig, doch stehen bei 
allen Sozialversicherungssystemen die Versicherten im Vordergrund. Des-
halb wi rd in dieser Darstellung beim Schutz der Versicherten, d.h. bei der mög-
lichst umfassenden Deckung des Schadens, angesetzt. 
a) Vermeidungsachwidriger Leistungslücken 
Vor allen anderen Zielen soll mit den Mitteln des Koordinationsrechts ge-
währleistet werden, dass die Versicherten nicht die negativen Folgen der 
unzureichenden Koordination der einzelnen Sozialversicherungszweige zu 
tragen haben. Die Leishmgskoordination hat in einer Weise zu erfolgen, 
dass nicht Leistungslücken entstehen, die sachwidrig erscheinen und unge-
wollt sind.48 Im extrasystemischen Bereich wird die Begünstigung des Ge-
schädigten etwa dadurch erreicht, dass ihm das Quotenvorrecht eingeräumt 
wird (Art. 73 Abs. 1 und 3 ATSG). Im hier zu behandelnden intersystemi-
schen Bereich sind die technischen Umsetzungsprinzipien, auf die anschlies-
send eingegangen wird,49 so zu gestalten, dass sie für die Versicherten auf 
eine möglichst umfassende Deckung des Schadens hinauslaufen. 
Zu beachten ist indes, dass das Koordinationsrecht nicht dazu dienen soll, 





Statt vieler LOCHER, Grundriss, S. 390. 
Vgl. BECK, Rz. 6.82, der dies als Teilaspekt des Überentschädigungsgrundsatzes behan-
delt. 
Ziff. IV. 2. c. 
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den, durch Leistungen anderer Zweige zu kompensieren.50 Auch soll ver-
hindert werden, dass Sozialversicherungssysteme Leistungen für Schäden 
erbringen, die mit dem Schaden, der eigentlich gedeckt werden sollte, in 
keinem Zusammenhang stehen. 
b) Vereinfachung der Anspruchsdurchsetzung (materielle Aspekte) 
Im Sozialversicherungsrecht ist eine versicherte Person unter Umständen 
mit einer grösseren Zahl von Versicherungen und unterschiedlichen Leis-
tungssystemen konfrontiert, wenn ein Risiko eintritt. Eine unselbständig 
erwerbstätige Person, die aufgrund eines Arbeitsunfalls invalid wird, kann 
z.B. grundsätzlich Rentenleistungen von der Invalidenversicherung, der 
beruflichen Vorsorge und der Unfallversicherung beanspruchen. 
Die komplexe und historisch gewachsene Struktur des schweizerischen So-
zialversicherungsrechts bringt es demnach mit sich, dass aufgrund eines 
Schadens unterschiedliche Ansprüche geltend gemacht werden müssen. Das 
zentrale materielle Postulat im Koordinationsrecht müsste demnach auf eine mate-
rielle Harmonisierung der einzelnen Versicherungszweige abzielen, mithin also auf 
eine umfassende Systemreform . Wie bereits dargelegt ist eine solche politisch 
aber kaum zu verwirklichen.51 
Die Abdeckung sozialer Risiken durch verschiedene Versicherungszweige, 
die kumulativ, bedingt kumulativ, prioritär oder relativ prioritär Leistungen 
beim Eintritt eines einzigen versicherten Risikos erbringen,52 ist für die Ver-
sicherten nur schwer durchschaubar. Anders als im privaten Haftpflicht-
recht, wo es das Prinzip der Solidarität zwischen den Ersatzpflichtigen dem 
Geschädigten erleichtert, seinen Anspruch durchzusetzen, hat er es im Sozi-
alversicherungsrecht meist mit einer Mehrzahl von Sozialversicherungen zu 




Siehe zum Grundgedanken der Quotenteilung RUMO-JUNGO, Rz. 1021 ff.; BECK, 
Rz. 6.146 ff. 
Vorne, Ziff. I. 1. und 2. 
Siehe zur näheren Beschreibung dieser technischen Koordinationsprinzipien hinten, 
Ziff . IV. 2. c, mit weiteren Hinweisen. 
25 
THOMAS GÄCHTER 
sich für den Bezug von Leistungen anmelden muss,53 können Leistungen, 
auf die an sich ein Anspruch bestünde, von den Versicherten vergessen 
werden. 54 
Ein koordinationsrechtliches Anliegen muss also sein, dass die Versicherten 
im Rahmen der bestehenden Systeme auch tatsächlich alle Leistungen be-
ziehen kö1men, die ihnen zustehen. Dies bedingt, dass die Durchsetzung 
von Ansprüchen für die Versicherten möglichst einfach ausgestaltet ist.ss 
Dabei handelt es sich in erster Linie um ein Anliegen der formellen Koordi-
nation, die später behandelt wird.s6 
Angesichts der eingangs beschriebenen Schwierigkeiten, im materiellen 
Sozialversicherungsrecht grössere Reformvorhaben zu verwirklichen, wer-
den - wie sich noch in weiteren Fällen zeigen wird - de lege ferenda die 
Aspekte der formellen Koordination im Vordergrund stehen. 
c) Schutz des Besitzstandes 
Von einem «Besitzstand>> ist die Rede, wenn eine bisher gewährte Rechtspo-
sition bestehen bleibt, obschon sie das neu auf den Fall anwendbare Recht 
nicht vorsieht. Der Besitzstandsschutz hat eine koordinationsrechtliche und 
eine intertemporalrechtliche Ausprägung. 
Im Koordinationsrecht kommt dem Besitzstand dort Bedeutung zu, wo bei 
der Festsetzung des prioritär leistungspflichtigen Versicherungsträgers ein 
Wechsel erfolgtY Bekanntes Beispiel dafür bildet etwa Art. 24 Abs. 4 IVG 
(früher: aArt. 25bis IVG): Wenn - nach bisherigem Bezug von Taggeldern der 






Art. 29 Abs. 1 ATSG. Siehe dazu auch K!ESE R, ATSG-Kommentar, Art. 29, N . 7 ff.; DERS., 
Verwaltungsverfahren, Rz. 388. 
Siehe zu den (geringfügigen) Ausnahmen vom Grundsatz, d ass Leistungsansprüche 
angem eldet werden müssen, KI ES ER, A TSG-Kommentar, Art. 29, N . 8 ff.; g rundsätzlich 
dazu ß ACHMANN/M ÜLLER/BAL THASAR, S. 12 ff. 
Siehe etwa die Empfehlungen zu einer <<Sozialen Anlaufste lle>> bei BACHMANN/ 
MÜLLER/BALTHASAR, S. 65 ff. 
Nachfolgend Ziff. V. 
Z .B. KIESER, Taggeldkoordination, S. 252. 
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so entspricht das Taggeld, das während dieser Zeit bezogen werden kann, 
mindestens dem bisher bezogenen Taggeld der Unfallversicherung. Eine 
Besitzstandsgarantie besteht etwa auch bei Hilflosenentschädigungen der 
IV, die durch solche der AHV abgelöst werden (Art. 43bis Abs. 4 AHVG), 
oder bei der Ablösung einer IV-Rente durch eine Rente der AHV (Art. 33bis 
AHVG). Vereinzelt wird postuliert, die Besitzstandsgarantie als inter- und 
intrasystemisches Prinzip zu betrachten.58 Dieser Meinung wäre nicht zu 
folgen, wenn die Besitzstandsgarantie als eigentliches Rechtsprinzip im vor-
ne beschriebenen Süms9 zu verstehen wäre. Denn bislang hat sich die Besitz-
standsgarantie nicht zu einem allgemeinen Rechtsgrundsatz verfestigt. 60 Es 
ist auch nicht zu erwarten, dass dies geschehen wird, da mit dem Besitz-
standsschutz teilweise erhebliche finanzielle Folgen verbunden wären. Die 
Rechtsprechung lehnt es denn auch in konstanter Praxis ausdrücklich ab, 
den Schutz des Besitzstandes als Rechtsgrundsatz anzuerkennen.61 Besitz-
standsschutz kann nur greifen, wenn er gesetzlich vorgesehen ist. Zustim-
mung verdient die genannte Meinung jedoch, wenn man die Leitidee des 
Besitzstandsschutzes - Leistungen einer Sozialversicherung sollen nicht 
durch diejenigen eines anderen Versicherungszweigs unterboten werden 
können62 - als an die Gesetzgebung gerichtete Aufforderung betrachtet, ein 
sachlich nicht zu rechtfertigendes Absinken des Leistungsniveaus nach 
Möglichkeit zu verhindern. 
Bei Rechtsänderungen obliegt es dem Gesetzgeber, für eine angemessene 
Wahrung des Besitzstandes oder eine angemessene Übergangsregelung zu 
sorgen.63 Verfassungsrechtlich gesprochen steht hier der Vertrauensschutz 
bzw. das Kontinuitätsvertrauen der von der neuen Regelung Betroffenen 






Bei Fn. 22. 
MEYER-BLASER, Rechtsgrundsätze, S. 135. 
Siehe BGE 124 V 271 E. 2b, mit weiteren Hinweisen. 
RI EMER-KAFKA, Allriskversicherung, S. 354 f. 
Siehe z.B. ULRICH MEYER/PETER ARNOLD, Intertempora les Recht. Eine Bes tandesauf-
nahme anband der Rechtsprechlmg der beiden öffentlich-rechtlichen Abteilungen des 




den Reforminteressen des Gesetzgebers gegenüber.M Auch wenn die über-
gangsrechtliche Problematik weit gehend in die Zuständigkeit des Gesetz-
gebers fällt, darf in einem Verfassungsstaat über die Vertrauens- und 
Rechtssicherheitsinteressen der Einzelnen nicht einfach hinweggegangen 
werden. In der Lehre finden sich denn auch Ansätze, w ie die einander bei 
einer übergangsrechtlichen Interessenkollision im Sozialversicherungsrecht 
gegenüberstehenden Interessen systematisiert und gewichtet werden könn-
ten.65 Angesichts der Massgeblichkeit der Bundesgesetze für die Rechtspre-
chung (Art. 191 BV) richten sich diese Überlegungen an die Gesetzgebung 
und nicht an die Praxis. 
2. Vermeidung von Überentschädigung 
a) Kerngedanken des Verbots der Überentschädigung 
aa) Gründe für ein allgemeines Überentschädigungsverbot 
<<Der Versicherungsfall soll nicht zu finanziellen Vorteilen führen. Es handelt 
sich um ein ethisch fundiertes Prinzip . Freilich hätte der Gesetzgeber auch die 
Ausnahmen zu diesem Grundsatz zu umschreiben .»66 Mit diesen kurzen 
Worten nahm ALFRED MAURER, der 1975 den für die weitere Entwicklung 
des Koordinationsrechts m assgeblichen Arbeitsgruppenbericht zu << Kumula-
tion und Subrogation in der Sozial- und Privatversicherung>> verfasste, zur 
Fundierung des Überentschädigungsverbots Stellung. Es überrascht, dass 
das Überentschädigungsverbot, welches für das gesamte Schadensrecht und 
für das Sozialversicherungsrecht von zentraler Bedeutung ist, in der Lehre 
nie weiterführend hinterfragt wurde. Die meisten Lehrmeinungen gingen 
und gehen davon aus, dass das- im Wesentlichen aus dem Haftpflichtrecht 
hergeleitete - Überentschädigungsverbot auch im Sozialversicherungsrecht 






Grundlegend dazu BEATRICE WEBER-DÜRLER, Vertrauensschutz im öffentlichen Recht, 
Basel/Frankfurt a.M. 1983, S. 280 ff. 
JÖHL, S. 47 ff., 70 ff. 
MAURER, Kumulation und Subrogation, S. 290 (Hervorhebung hinzugefügt). 
Eingehend etwa SCHLAURI, Grundlagen, S. 41 ff. 
Grundlegende Prinzipien des Koordinationsrechts 
Ziemlich beiläufig werden jeweils - werm diese Frage überhaupt Beachtung 
findet - einige allgemeine Gedanken zur Begründung des Überentschädi-
gungsverbots angeführt:68 Häufig wird darauf hingewiesen, d ass es unbillig 
wäre, wenn ein Unglücksfall für die Betroffenen zu einem finanziellen 
Glücksfall w ürde. Weiter wird angeführt, es widerspreche der Solidarität 
unter den Versicherten, insbesondere in den staatlich geschaffenen Zwangs-
gemeinsch aften der Sozialversicherungen, wenn jem and sich auf Kosten des 
Versicherungskollektivs an einem Unglücksfall bereichern könnte. 69 Zudem 
wird gelegentlich vorgebracht, dass bei Personenschäden eine Überentschä-
digung oder sogar bereits eine volle Entschädigung nachteilig für die Wie-
dereingliederung der Betroffenen sei, weil kein genügender Wiedereinglie-
derungsanreiz bestehe_?o Im Priva tversicherungsrecht lässt sich den Materia-
lien zum Versicherungsvertragsgesetz entnehmen, dass das Verbot von 
Summenversicherungen in der Sach- und Vermögensversicherung das sub-
jektive Risiko, d.h. die absichtliche Sch adensherbeiführung, mindern und 
<<Wettversicherungen», die unter Spiel- und Wette gernäss Art. 513 ff. OR 
fallen, verhindern sollte .71 Die Verminderung des subjektiven Risikos wird 
auch im Sozialversicherungsrecht hin und wieder als ein Zweck des Über-
entschädigungsverbots genannU 2 
Kritisch hinterfragt wird das Überentschädigungsverbot kaum. Lediglich für 
das Privatversicherungsrecht vertrat KöNIG die Meinung, beim privatversi-
cherungsrechtlichen Bereicherungsverbot, das dem Überentschädigungs-
verbot entspricht, handle es sich um <<ein konstruiertes und daher blutleeres 
Prinzip, ein Mythos, der durch die tatsächliche Entw icklung überholt wor-
den ist.»73 In jüngerer Zeit w ird denn für das Privatversicherungsrecht auch 
68 Vgl. etwa die für eine ganze Reihe von Beiträgen repräsentativen Äusserungen von 






Sinngernäss NATHALI E KüHLER, Surindemnisation choquante dans Ia LAA en cas de 
sa lai re residuel, SZS 1987, S. 288. 
Ein ähnlicher Gedanke liegt etwa Art. 114 Abs. 2 lit. a BV zu Grunde, wenn in der Ar-
beitslosenversicherung als Wiedereingliederungsanreiz lediglich ein angemessener und 
nicht ein voller Erwerbsersatz gewährleistet werden soll; siehe MADER, Art. 114, Rz. 5. 
Siehe RAPP, S. 130 f. 
SCHLAURI, Grundlagen, S. 45, mit Hinweis auf EVGE 1944, S. 73. 
Zitiert nach RAPP, S. 3. 
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die Meinung vertreten, dass auch in der privaten Schadensversicherung 
Summenversicherungen und damit abstrakte Bedarfsdeckungsleistungen 
zulässig sein sollen, da das Versicherungsvertragsrecht wirksame Sanktio-
nen zur Einschränkung des subjektiven Risikos kenne und die Abgrenzung 
zum Spielgeschäft mit dem Kriterium des «Wirtschaftlichen Ernstes>> hinrei-
chend gewährleistet werden könne.74 
Im gleichen Sinn liessesich für das Sozialversicherungsrecht anmerken, dass 
auch hier Rechtsinstitute bestehen, welche das subjektive Risiko in Grenzen 
halten können: Zu nennen ist in erster Linie Art. 21 ATSG, zusätzlich aber 
auch die rigideren Bestimmungen im Unfallversicherungsrecht (Art. 37 und 
39 UVG) oder in der Arbeitslosenversicherung (Art. 30 A VIG). Zudem ist 
auf die Besonderheit hinzuweisen, dass der Schadenausgleich im Sozialver-
sicherungsrecht üblicherweise pauschaliert, standardisiert und typisiert 
wird 7 S Der Gedanke liegt nahe, in diesen gesetzlich definier ten Leistungen 
eine Parallele zur abstrakten Bedarfsdeckung in der Summenversicherung 
zu erblicken.76 Im Hinblick auf Art. 69 A TSG sind solchen Gedankenspielen 
indes Grenzen gesetzt. 
Um Missverständnisse zu vermeiden: Hier wird nicht die Meinung vertre-
ten, Überentschädigung sei im Sozialversicherungsrecht kein Problem oder 
sie sei im Interesse der Versicherten gar anzustreben. Es geht hier vielmehr 
darum, die unhinterfragte Gewissheit, dass dem Überentschädigungsverbot 
im Koordinationsrecht die zentrale und bestimmende Rolle zukommen soll, 
etwas zu relativieren. Die Vermeidung von Überentschädigung bildet nach 
der hier vertretenen Ansicht denn auch nur eine, nicht aber die einzige Leit-





RAPP, S. 131 ff. 
Vgl. SCHAER, N. 51. 
Siehe aber zur klaren Beschränkung der Theorie SCHAERS auf die schadenausgleichen-
den Leistungen SCHAER, N . 471b'': <<Ausschlaggebend für die Überentschädigungsfrage 
ist nach dem Ausgeführten das Zusammentreffen mehrerer schadenausgleichender 
Leistungen. Dies setz t voraus, dass diese Leistungscharakterisierung offengelegt w ird, 
um zu verhindern, dass sich hier der Streit um die Gliederung in Schadens- und Sum-
menvers icherung wiederholt .>> 
Grundlegende Prinzip ien des Koordinationsrechts 
bb) Systembildende Funktion des Überentschädigungsverbots 
Dem Überentschädigungsverbot kam in der wissenschaftlichen Diskussion 
der letzten Jahre aber aus anderen Gründen eine herausragende Bedeutung 
zu: << Das Überentschädigungsverbot ist das systembildende Moment im 
Schadenausgleich. Unabhängig von der Zuordnung einer Norm zu einem 
bestimmten Rechtgebiet ist sie Teil des Schadenausgleichsystems; das Über-
entschädigungsverbot gib t ihr ihren teleologischen Inhalt.»77 Basis und 
Klammer des Koordinationsrechts ist die Idee der Überentschädigungsver-
meidung.78 
Nur vor dem Hintergrund der Annahme, dass allen schadenausgleichenden 
Systemen mindestens eine zentrale Grundwertung, nämlich das Überent-
schädigungsverbot, gemeinsam ist, konnten die massgeblichen Instrumente 
für die Bewältigung von deren Zusammenwirken entwickelt und verfeinert 
werden. Eine gewisse Überhöhung des Überentschädigungsverbots war 
dogmatisch notwendig, um einen gemeinsamen Ansatzpunkt für die Koor-
dination zwischen den verschiedenen Schadensausgleichsystemen zu fin-
den. Dies wird aus der folgenden Aussage SCHLAURIS deutlich: <<Das Über-
entschädigungsverbot der Sozialversicherung ist eine Koordinationsnorm, 
die sich aus dem Schadenausgleichsystem der sozialen Sicherheit zwingend 
ergibt. Wurzel ist - heute- nicht primär die Vermeidung unsittlichen Versi-
cherungsgewinns, wie das vielleicht historisch verstanden wurde. Das Über-
entschädigungsverbot ist vielmehr- trotz seines materiellen Gehalts -heute 
immer mehr auch technisch zu verstehen. Ohne dieses ,Koordinationsschar-
nier' geht rein gar nichts mehr in den Schadensausgleichsystemen unserer 
Rechtsordnung, bzw. es ist alles etwas schwieriger und konfuser, als es sein 
müsste.>>79 
Die Vordringlichkeit dieses dogmatischen Anliegens ist im Sozialversiche-
rungsrecht unterdessen aber weit weniger begründbar, da das ATSG einige 
zentrale Punkte der Leistungskoordination positivrechtlich geregelt hat: 




SCHAER, . 468. 
SCHLAURI, Grundlagen, S. 22. 
SCHLAURI, Grundlagen, S. 49. 
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verbot sowie ein zentrales Element der extrasystemischen Koordination 
(Regressrecht) verfügen nunmehr über einen gesetzlichen Ansatzpunkt. Wie 
bereits ausgeführt ist es jetzt an der Zeit, anderen Gesichtspunkten bei der 
Leistungskoordination vermehrt Beachtung zu schenken. 
b) Kongruenz als notwendiges Umsetzungsprinzip 
Es ist eines der bleibenden Verdienste der bereits erwähnten Arbeit von 
ROLAND SCHAER, die Bedeutung der Kongruenz für die Koordination des 
Schadensausgleichsystems dogmatisch erschlossen zu haben.S0 Vorausge-
setzt wird für die Kongruenz, dass ein Schaden gegliedert betrachtet wird.81 
Mit der Denkfigur der Kongruenz werden die einzelnen, einen ausgeglieder-
ten Teil des Schadens betreffenden Leistungen zusammengeführt. Die Kon-
gruenz dient der Überprüfung, ob und inwieweit die Leistungen in ihrem 
Zusammenwirken eine Überentschädigung herbeiführen.82 Massgeblich ist 
nicht nur die Art oder der Umfang der Leistung, sondern vielmehr ihre 
Funktion. Nur bei mehreren funktional übereinstimmenden Leistungen 
besteht die Gefahr einer Überentschädigung.S3 
Eine Koordinationsgemeinschaft entsteht nur bezüglich kongruenter Leis-
tungen. Die Kongruenz erfüllt die Abgrenzungs- oder Filterfunktion im 
Rahmen der Gemeinschaft der Leistungspflichtigen.84 Sie <<ist Voraussetzung 
der Solidarität; sie ist bei der Haftungsgemeinschaft automatisch gegeben, bei 
der Koordinationsgemeinschaft ist sie abgrenzendes Kriterium für die Frage, 
in bezugauf welche Forderungen überhaupt Solidarität bestehen kann.>> 85 
Laut Art. 69 Abs. 1 Satz 2 ATSG werden für die Bemessung der Überent-
schädigung nur Leistungen gleicher Art und Zweckbestimmung berücksich-








Siehe SCHAER, N. 493 ff., 1104 ff.; vgl. LÄUBLI ZI ECLER, S. 172. 
BECK, Rz. 6.30 ff. 
BECK, Rz . 6.18. 
Z .B. RAPP, S. 45. 
BECK, Rz . 6.18. 
SCHAER, N . 495. 
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Ereignisses gewährt werden.86 Dieser Satz nennt damit ausdrücklich die 
ereignisbezogene (im Zusammenhang mit dem gleichen Ereignis), die sach-
liche (gleiche Art und Zweckbestimmung) und die persönliche (anspruchs-
berechtigte Person) Kongruenz. Die zeitliche Kongruenz, die aufgrund der 
Materialien ebenfalls als selbstverständlich mitgemeint war, wird jedoch 
nicht erwähnt. 87 
Die Praxis wird demnach zu klären haben, ob und in welcher Weise die 
zeitliche Kongruenz trotz fehlender Verankerung im Gesetzeswortlaut ver-
langt ist. Das Erfordernis der zeitlichen Kongruenz stellt sich nur bei Dauer-
leistungen.88 Die Lehre scheint zu bejahen, dass auch zeitliche Kongruenz 
verlangt wird, fordert aber zugleich eine modifizierte Anwendung der zeit-
lichen Kongruenz bei der Koordination von Taggeldern und Renten im Sinn 
von Art. 68 ATSG .S9 
c) Technische Umsetzungsprinzipien 
Die Leitideen der Leistungskoordination lassen sich gesetzestechnisch durch 
ganz unterschiedliche Prinzipien umsetzen . Bei diesen Prinzipien handelt es 
sich nicht um Prinzipien im Rechtssinn,90 sondern um bestimmte Umset-
zungstechniken.91 Diesen darf man nicht mehr als eine funktionelle Bedeu-
tung zumessen, sie haben keinerlei materiellen Gehalt und sind << instrumen-
tal» zu verstehen. 92 Die Bezeichnung der einzelnen Techniken ist noch dazu 
nicht einheitlich. Gängig ist in der jüngeren schweizerischen Lehre die Un-
terscheidung der Techniken in Kumulation, bedingte Kumulation, absolute 
Priorität und relative Priorität.93 
86 Siehe zur Relativierung des Kongruenzgedankens durch die Überentschädigungsd efi ni-
tion in Art. 69 Abs. 2 A TSG sogleich bei Fn. 101. 







BECK, Rz. 6.78. 
KIESER, ATSG-Kommentar, Art. 69, N . 9. 
Siehe vorne bei Fn. 21. 
SCHLAURI, Grundlagen, S. 34. 
SCHLAURI, Grundlagen, S. 40. 
Z.B. LOCHER, Grundriss, S. 390. Siehe auch FRESARD, S. 17 f. 
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Die beiden <<reinen>> Typen sind die Kumulation, bei der eine versicherte Per-
son unabhängig von der allfälligen Leistungspflicht anderer Versicherungen 
Anspruch auf sämtliche Leistungen hat, deren einzelgesetzliche Anspruchs-
voraussetzungen sie erfüllt, und die absolute oder exklusive Priorität, bei der 
die versicherte Person Anspruch auf die Leistung einer einzigen Versiche-
rung hat, welche die Leistung anderer, in der gesetzlichen Abfolge (Prioritä-
tenordnung) nachrangiger Versicherungen ausschliesst.94 
Die beiden Zwischenformen bilden die bedingte Kumulation und die relati-
ve Priorität. Bei der bedingten Kumulation besteht eine Leistungsreihenfolge, 
wobei die in dieser Reihenfolge nachrangige Versicherung ihre Leistung 
kürzt, sofern sie zusammen mi t der oder den vorrangigen Leistungen eine 
bestimmte Grenze (i .d.R. die Überentschädigungsgrenze) übersteigt. Von 
relativer Priorität wird dagegen gesprochen, wenn die in der Prioritätenord-
nung nachfolgende Versicherung einen weiteren Leistungsumfang abdeckt 
als die vorangehende Versicherung und die nachfolgende Versicherung ihre 
weitergehenden Leistungen dennoch zu erbringen hat.95 
Der Grundsatz der reinen Kumulation kongruenter Leistungen ist im gel-
tenden Recht nirgends mehr verankert. Soweit Kumulation vorgesehen ist 
(z.B. bei Renten und Abfindungen in Art. 66 ATSG oder Taggeldern und 
Renten in Art. 68 ATSG), steht diese Kumulation unter dem Vorbehalt der 
Überentschädigung, d .h . sie ist nur bedingt.96 Hingegen gilt die absolute 
Priorität z.B. bei Heilbehandlungen (Art. 64 Abs. 1 ATSG) oder Hilflosenent-
schädigungen (Art. 66 Abs. 3 ATSG) . Eine relative Prioritätenordnung ist 
dagegen bei den <<anderen Sachleistungen>> als den Heilbehandlungen vor-
gesehen (Art. 65 ATSG). 
d) Kernfrage: Überentschädigungsgrenze 
Trotz der auf den ersten Blick eindeutig erscheinenden Überentschädi-





LEUZINGER-NAEF, S. 161; LOCHER, Grundriss, S. 390. 
LOCHER, Grundriss, S. 390. 
Siehe z.B. KIESER, ATSG-Kommentar, Art. 66, N . 7, Art. 68, N . 17 f.; LEUZINGER-NAEF, 
S. 173, 178. 
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Überentschädigung eintreten könnte, ist nicht eine klar verlaufende Demar-
kationslinie, sondern ist in Relation zu dem zur Diskussion stehenden Ein-
zelschaden ein engerer oder weiterer Grenzbereich.97 Es ist deshalb notwen-
dig, die Elemente und Methoden der Überentschädigungsberechnung ein-
heitlich zu regeln, um für die Praxis d ie notwendige Rechtssicherheit zu 
schaffen. 
Man würde erwarten, dass mit der Überentschädigungsgrenze gernäss 
Art. 69 Abs. 2 A TSG dieses zentrale Problem abschliessend und klar geregelt 
sei. Diese Überentschädigungsgrenze gilt denn auch (grundsätzlich)98 un-
eingeschränkt für das Zusammentreffen aller (kongruenten) Sozialversiche-
rungsleistungen; auch für diejenigen, die von den Art. 64-68 ATSG nicht 
erfasst sind. 99 Nach Art. 69 Abs. 2 ATSG liegt eine Überentschädigung in 
dem Mass vor, als d ie gesetzlichen Sozialversicherungsleistungen den we-
gen des Versicherungsfalls mutmasslich entgangenen Verdienst zuzüglich 
der durch den Versicherungsfall verursachten Mehrkosten und allfälliger 
Einkommenseinbussen von Angehörigen übersteigen.100 
Bereits d ie innere Systematik von Art. 69 ATSG leidet an einem - auf die 
Entstehungsgeschichte zurückzuführenden101 - Mangel: Art. 69 Abs. 1 Satz 2 
ATSG statuiert, dass bei der Berechnung der Überentschädigung nur Leis-
tungen gleicher Art und Zweckbestimmung berücksichtigt werden, die der 
anspruchsberechtigten Person auf Grund des schädigenden Ereignisses ge-
währt werden. Die Bestimmung beruht damit auf dem Kongruenzprinzip. 
Die Kongruenzmethode von Art. 69 Abs. 1 A TSG ist aber nur sehr be-
schränkt mit der auf der Globalmethode beruhenden Maximalgrenze von 
Art. 69 Abs. 2 A TSG kompatibel. Soll tatsächlich bei kongruenten Leistungen 
eine Überentschädigungsgrenze gelten, die allenfalls den auszugleichenden 
haftpflichtrechtlich relevanten Schaden übersteigt, weil die global berechne-






SCHAER, N. 433; siehe auch LÄUBLI ZIEGLER, S. 166 ff. 
Siehe aber sogleich bei Fn. 104. 
KIESER, ATSG-Kommentar, Art. 69, N . 4. 
Im Einzelnen KIES ER, A TSG-Kommentar, Art. 69, N . 10 ff.; LEUZINGER-NAEF, S. 186 ff.; 
LOCHER, Grundriss, S. 395 f. 
KIESER, ATSG-Kommentar, Art. 69, N . 11, 20. 
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ist? Oder wird von den Rechtsanwenderinnen und Rechtsanwendern ver-
langt, Art. 69 Abs. 2 A TSG bei der Überentschädigungsberechnung von 
kongruenten Leistungen gar nicht zu beachten, sondern - wie von der Lehre 
bislang immer postuliert- <<100 Prozent Schaden>> für die einzelnen Leistun-
gen als Überentschädigungsgrenze zu verwenden? Beide Lösungen befrie-
digen nicht. 102 Die Lehre fordert deshalb eine Neufassung von Art. 69 Abs. 2 
ATSG.J 03 Für alle kongruenten Leistungen sei eine eigene Überentschädi-
gungsgrenze festzusetzen. 
Sehr bedauerlich ist aber auch ein weiterer Punkt. Mit Art. 69 Abs. 2 ATSG 
wird nämlich ein weiteres wesentliches Ziel verfehlt: Es wird keine für das 
gesamte Sozialversicherungsrecht einheitliche Überentschädigungsgrenze defi-
niert, wie dies von der Lehre vor dem In-Kraft-Treten des ATSG regelmässig 
gefordert wurde.104 Einerseits untersteht die berufliche Vorsorge der Über-
entschädigungsregelung gernäss Art. 69 ATSG nicht. Sie kennt ein eigenes 
System zur Vermeidung von «Überentschädigung>>.105 Zudem definiert auch 
die Unfallversicherung im Rentenbereich eine eigene, nochmals etwas tiefer 







Laut Art. 24 Abs. 1 BVV 2 kann die Vorsorgeeinrichtung Hinterlasse-
nen- und Invalidenleistungen kürzen, soweit sie zusammen mit ande-
ren anrechenbaren Einkünften 90 Prozent des mutmasslich entgange-
nen Verdienstes übersteigen.1o6 Diese Regelung, die in der Lehre als 
Siehe zu weiteren Problernen der Globalberechnungsmethode in Art. 69 Abs. 2 ATSG 
im Zusammenhang mit Haftpflichtansprüchen LÄU BLI ZIEGLER, S. 178 ff. 
KIESER, ATSG-Kommentar, Art. 69, N. 10 ff. 
Siehe etwa SCHLAURI, Grundlagen, S. 56 ff.; siehe auch MAESCHI, S. 286. 
Vgl. Fn. 107 f. 
Die Reduktion auf 90 Prozent wird damit gerechtfertigt, dass auf den Leistungen der 
beruflichen Vorsorge in etwa dieser Höhe Sozialversicherungsbeiträge eingespart wer-
den könnten; z .B. FRESARD, S. 18 f. 
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ungerechtfertigt107 oder gar gesetzwidriglos kritisiert wird, erachtet das 
EVG als zulässig.'09 
Laut Art. 20 Abs. 2 UVG erhalten Versicherte, die gleichzeitig An-
spruch auf eine Rente der IV oder auf eine Rente der AHV haben, eine 
Komplementärrente der Unfallversicherung. Diese entspricht in Ab-
weichung von Art. 69 A TSG der Differenz zwischen 90 Prozent des 
versicherten Verdienstes und der Rente der IV oder der AHV, höchs-
tens aber dem für Voll- oder Teilinvalidität vorgesehenen Betrag. 
Auch für diese Sonderregelung lassen sich kaum sachbezogene Grün-
de finden.110 Aufgrund der Verankerung im UVG wird jedoch die Ge-
setzmässigkeit dieser Bestimmung nicht angezweifelt.111 
Die bei der Entstehung des ATSG geäusserte Prognose, dass Art. 69 ATSG, 
trotz seines grundsätzlichen Anspruchs, nur geringe Auswirkungen haben 
wird, scheint sich zu bewahrheiten. 112 Der fehlende Einbezug der beruflichen 
Vorsorge sowie die spezielle Regelung des Komplementärrentensystems in 
der Unfallversicherung stehen dem Anliegen einer einheitlichen Überent-
schädigungsgrenze für das gesamte Sozialversicherungsrecht entgegen. 
e) Insbesondere: Berücksichtigung des zurnutbaren Resterwerbs 
Die Frage, ob und inwiefern ein zurnutbarer Resterwerb in die Überentschä-
digungsberechnung einzubeziehen ist, wird seit einiger Zeit kontrovers dis-








LOCHER, Grundriss, S. 396. 
PETER, Überentschädigungsverbot, S. 163. 
Z.B. STAUFFER, Berufliche Vorsorge, Rz. 858, mit Hinweisen auf BGE 122 V 309 E. 5 und 
123 V 198 E. Sb. Siehe auch Mitteilungen über die berufliche Vorsorge 51 (2000), Rz. 305. 
LOCHER, Grundriss, S. 396. Siehe zu Entstehungsgeschichte und Anwendungsproble-
men dieser Bestimmung UELI KIESER, Das Komplementärrentensystem der obligatori-
schen Unfallversicherung, HILL-2004-Fachartikel-4 >www.hilljoumal.ch<. 
Vgl. PETER, Überentschädigungsverbot, S. 163. 
Siehe auch KIESER, ATSG-Kommentar, Art. 69, N . 4. 
Zur Entwicklung der älteren Rechtsprechung SCHLAURI, Resterwerb, S. 279 ff. 
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zusammenfallenden Leistungen erreichen wolle (z.B. eine halbe IV-Rente 
aus halber Invalidität, eine halbe Rente der berufliche Vorsorge für halbe 
Invalidität) ohne den Einbezug des zurnutbaren Resterwerbs unterlaufen 
würde. Der zurnutbare Resterwerb müsse in der Überentschädigungsab-
schöpfung bei Erwerbsaustall-Leistungen zwingend berücksichtigt wer-
den.114 Zusätzlich führte PETER an, die Schadenminderungspflicht des Versi-
cherten und das Streben nach einem einheitlichen Überentschädigungsbeg-
riff sprächen für die Anrechnung des zurnutbaren Resterwerbs. 115 
Hingewiesen wird auch auf die Rechtsungleichheit, wenn tatsächlich erwirt-
schafteter Resterwerb berücksichtigt werde, zurnutbarer aber nicht realisier-
ter Resterwerb dagegen nicht. 116 
Art. 69 ATSG beantwortet die Frage nach der Berücksichtigung des zumut-
baren Resterwerbs nicht. 117 Den Materialien lässt sich indes entnehmen, dass 
grundsätzlich nur das tatsächlich erzielte Erwerbseinkommen zu berück-
sichtigen sei und keine Pflicht zur Anrechnung des zurnutbaren Resterwerbs 
bestehe. 118 Es ist jedoch zulässig, dass in einzelnen Sozialversicherungszwei-
gen eine andere Regelung vorgesehen wird.119 Die Regelungen in den ein-
zelnen Sozialversicherungszweigen sind denn auch recht unterschiedlich.120 
So wurde beispielsweise in der beruflichen Vorsorge jüngst eine entschei-
dende Anpassung des Verordnungsrechts vorgenommen: Gernäss der ab 
dem 1. Januar 2005 geltenden Fassung von Art. 24 Abs. 2 BVV kann für die 
Überentschädigungsberechnung in der beruflichen Vorsorge sowohl das 
114 SCHLAURI, Grundlagen, S. 66 f. ; siehe auch RIEMER-KAFKA, Selbstverantwortung, 
s. 505 f. 







PETER, Überentschädigungsverbot, S. 162; SCHLAURI, Resterwerb, S. 290; siehe auch 
VEITER-SCHREIBER, S. 165. 
Vgl. SCHLAURI, Resterwerb, S. 278. 
Siehe KIESER, ATSG-Kommentar, Art. 69, N . 23; LEUZINGER-NAEF, S. 190. 
KIESER, ATSG-Kommentar, Art. 69, N . 23 f.; LEUZINGER-NAEF, S. 190, mit Hinweis a uf 
die Ausführungen der SGK des Nationalrats. 
Siehe den Überblick von SCHLAURI, Restenverb, passim, sowie die Ausfüh rungen zu 
A rt. 24 Abs. 2 BVV 2 (in der ab 1. Janua r 2005 geltenden Fassung) bei KIESER, Rester-
werbseinkommen, S. 226 ff. 
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weiterhin erziel te als auch das zumutbarerweise noch erzielbare Erwerbs-
oder Ersatzeinkommen angerechnet werden. Damit wird sichergestellt, dass 
Teilerwerbsfähige im Interesse der Schadenminderung ein Erwerbsein-
kommen erzielen müssen und dass auch Taggelder der Arbeitslosenversi-
cherung angerechnet werden können.121 Umstritten ist dabei jedoch, ob und 
mit welcher Verbindlichkeit für die Bestimmung des zurnutbaren Rester-
werbs auf das invalidenversicherungsrechtlich festgelegte Invalidenein-
kommen abgestellt werden darf. Die Praktikabilität spricht für ein solches 
Vorgehen.122 Dagegen spricht, dass das Invalideneinkommen unter Zugrun-
delegung des (gegebenenfalls hypothetischen) ausgeglichenen Arbeits-
markts festgestellt wurde, d.h. die objektiven und subjektiven Kriterien der 
Zumutbarkeit nicht einzelfallgerecht gewichtet worden sind .m Weiter wird 
geltend gemacht, die IV-Stellen würden den genauen Invaliditätsgrad nicht 
mehr ermitteln, wenn er klar über 70 Prozent liege, da diese Berechnung für 
die Invalidenversicherung nicht mehr relevant sei. Die praktischen Auswir-
kungen der zulässigen Berücksichtigung von zumutbarerweise erzielbaren 
Einkommen sind beträchtlich. Es wird dazu auch die Frage aufgeworfen, ob 
die betreffende Verordnungsbestimmung gesetzmässig sei.12.J Immerhin läss t 
sich einer Stellungnahme des BSV entnehmen, dass die Vorsorgeeinrich-
tung, welche von der Bestimmung Gebrauch m achen wolle, zur Verhinde-
rung von ungerechtfertigten Kürzungen jeden Fall einzeln beurteilen und 
auf das Resterwerbseinkommen abstellen müsse, welches unter Berücksich-
tigung der Umstände des tatsächlichen Arbeitsmarktes effektiv noch erzielt 
werden könnte. 125 Es ist kaum zu erwarten, dass eine Vorsorgeeinrichtung 
über die Infrastruktur verfügt, um so präzise Abklärungen vorzunehmen, 







Dazu etwa STAUFFER, Berufliche Vorsorge, Rz. 874. 
VEITER-SCHREIBER, S. 165 f. 
KIESER, ATSG-Komm entar, Art. 69, N. 25; DERS., Res terwerbseinkommen, S. 228; siehe 
auch Mitteilungen über die berufli che Vorsorge N r. 82, Z iff. 478. 
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in d iesem Band. 
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Das bewusste Schweigen der Gesetzgeberin sowie das Fortbestehen der 
Sonderregelungen in den einzelnen Zweigen deuten de lege lata darauf hin, 
dass diese für das ganze Koordinationsrecht zentrale Frage nicht einheitlich 
geregelt werden sollte.126 Es ist zu erwarten, dass die Praxis zu Art. 69 ATSG 
eher auf die Rechtsprechung zu aArt. 40 UVG einschwenken wird, welcher 
die Berücksichtigung des zurnutbaren Resterwerbs ebenfalls nicht vorsah.127 
Das EVG vertrat zu dieser Bestimmung die Ansicht, dass ein Entscheid über 
die Zumu tbarkeit im Rahmen der rein rechnerischen Überentschädigungs-
ermittlung ein sachfremdes Element darstellen würde. 128 
Immerhin findet sich aber eine gewichtige Lehrmeinung, nach welcher auch 
im Rahmen von Art. 69 ATSG eine zurnutbare Teilerwerbstätigkeit berück-
sichtigt werden soll. Dies ergebe sich aus der in Art. 21 Abs. 4 ATSG aus-
drücklich aufgenommenen Schadenminderungslast. 129 Bereits früher wurde 
für den Einbezug des zurnutbaren Resterwerbs d ie Schadenminderungslast 
ins Feld geführt. 130 Diese Meinungen treffen nach der hier vertretenen An-
sicht jedoch nicht den Kern des Problems, da aufgrunddes klaren Wortlauts 
von Art. 21 Abs. 4 ATSG nur die Schadenminderungslast im Zusammen-
hang mit einer zurnutbaren Behandlung oder Eingliederung ins Erwerbsle-
ben angesprochen ist. 131 Es macht für die Eingliederung jedoch wenig Sinn, 
wenn letztlich Leistungen, die in den einzelnen Zweigen, allenfalls auch 
nach verschiedenen Eingliederungsmassnahmen, festgesetzt werden, zu 
einem Zeitpunkt gekürzt werden, in dem die Eingliederung nach der Sys-
tematik der einzelnen Gesetze nicht mehr zu erwarten ist. Bereits bei der 










KIESER, Resterwerbseinkommen, S. 227. 
Siehe aber die entschiedene Ablehnung dieser Praxis bei SCHLAURI, Resterwerb, 
S. 288 ff. 
LEUZINGER-NAEF, S. 189, mit Hinweis auf BGE 123 V 88. Kritisch zu dieser Rechtspre-
chung SCHLAURI, Resterwerb, S. 288 ff. 
LOCHER, Grundriss, S. 395. 
Siehe Fn. 115. 
Vgl. MEYER-BLASER, Rechtsgrundsätze, S. 151. 
Siehe etwa LEUZING ER-NAEF, S. 189, mit Hinweis auf BGE 123 V 88. 
Grundlegende Prinzipien des Koordinationsrechts 
An dieser Stelle offenbart sich deutlich einer der grundlegenden Mängel des 
geltenden Systems: Die fehlende materielle Vereinheitlichung des Leistungs-
rechts der einzelnen Zweige kann auf einer über- oder nachgeordneten Ko-
ordinationsebene nur unzureichend korrigiert werden.133 Allfällige Ände-
rungen müssen, wie dies jüngst in der beruflichen Vorsorge geschehen ist, 
auf der Ebene der einzelnen Versicherungszweige vorgenommen werden. 
f) Taggeldkoordination 
Im Entwurf der Schweizerischen Gesellschaft für Versicherungsrecht sowie 
im ständerätlichen Antrag von 1991 war ein Art. 72 enthalten, der die Koor-
dination der Taggelder regelte. Aufgrund des Antrags der SGK des Natio-
nalrats wurde diese Bestimmung ersatzlos gestrichen. Die Begründung für 
den Streichungsantrag lautete wie folgt: «Die vom Ständerat in Artikel 72 
ATSG vorgesehene Regelung zu(r) Koordination des Taggeldes bringt Leis-
tungsverschiebungenund -änderungen mit sich, die kaum abschätzbar sind. 
Es wurden Varianten diskutiert, welche jedoch ebenfalls unerwünschte Fol-
gen auf Versicherungen und Versicherte haben. Deshalb schlägt die Kom-
mission im Rahmen des ATSG light vor, die Regelung zu Gunsten des heu-
tigen Rechtszustandes fallen zu lassen. >> 134 
Der Gesetzgeber hat damit in pragmatischer Weise vor einer anspruchsvol-
len Aufgabe kapituliert, um das Gesamtprojekt des ATSG nicht durch kon-
troverse Regelungen zu belasten. Damit ist auch bereits ein Feld ausge-
macht, in dem ein gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht. Die Aufgabe 
der Taggeldkoordination erscheint angesichts des bereits weit durchdachten 
Koordinationskonzepts, das UELI KIESER im Jahr 2000 veröffentlicht hat, 135 
mindestens lösbar. Anzumerken ist indes, dass die Frage der Taggeldkoor-




Z.B . KIESER, Bestandesaufnahme, S. 334. 
Parlamentarische Initiative Sozialversicherungsrech t Bericht der Kommission des 
Nationalrates für soziale Sicherheit und Gesundheit vom 26. März 1999, Separatdmck, 
S. 112 (BB11999 4634). 
Siehe KIESER, Taggeldkoordina tion, S. 260 (Versuch einer allgemeinen Regelung). 
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terschaftsversicherung» im Rahmen von Art. 16b EOG bedeutend komple-
xer geworden ist.B6 
Ganz ungeregelt bleibt die Taggeldkoordination im Rahmen des geltenden 
ATSG jedoch nicht. So gilt nämlich Art. 69 ATSG, unter Vorbehalt abwei-
chender einzelgesetzlicher Regelungen, auch für die Taggelder. m 
g) Seitenblick: Berufliche Vorsorge 
Die berufliche Vorsorge wurde dem ATSG formell grundsätzlich nicht un-
terstellt. In zwei Punkten finden sich gleichwohl ausdrückliche Bezüge: Bei 
der Leistungskoordination, für die ein neu formulierter Art. 34a Abs. 2 BVG 
auf Art. 66 Abs. 2 A TSG verweist, sowie bei der Vorleistung, für die Art. 34a 
Abs. 3 BVG auf Art. 70 und 71 ATSG verweist. 
Renten und Abfindungen werden laut Art. 66 Abs. 1 ATSG unter Vorbehalt 
der Überentschädigung kumulativ gewährt. In der in Art. 66 Abs. 2 ATSG 
aufgestellten Prioritätenordnung für Renten und Abfindungen stehen an 
erster Stelle die Leistungen von AHV und IV (lit. a), an zweiter Stelle die 
Leistungen von Militärversicherung und Unfallversicherung (lit. b) und an 
dritter Stelle die Leistungen gernäss BVG (lit. c). Aus dieser Prioritätenord-
nung ergibt sich, dass die berufliche Vorsorge als erster Versicherungszweig 
die Leistungen kürzen darf. Dabei entspricht die Überentschädigungsgren-
ze, die für die berufliche Vorsorge massgeblich ist - wie ausgeführtBs - nicht 
derjenigen von Art. 69 Abs. 2 A TSG. Massgeblich ist vielmehr Art. 24 Abs. 1 
BVV 2, der die Grenze bei 90 Prozent des mutmasslich entgangenen 
Verdienstes ansetzt. Mit dem seit 1. Januar 2005 geltenden Art. 24 Abs. 2 
BVV 2 sind zu den für die Überentschädigungsbemessung massgeblichen 
Einkünften - wie ebenfalls bereits ausgeführt - auch die weiterhin erzielten 
oder zumutbarerweise noch erzielbaren Erwerbs- und Ersatzeinkünfte 
hinzuzurechnen. Dadurch dürfte sich die Leistungspflicht der beruflichen 





Siehe JEAN-MICHEL Duc, L'alloca tion de matenu te et Ia coord ination avec !es autres 
pres ta tions des assurances, AJP 2005, S. 1010 ff. 
KIESER, ATSG-Kommentar, Vorbemerkungen, N. 23; Art. 69, N. 4. 
Vorne Ziff. IV. 2. d . 
Grundlegende Prinzip ien des Koordinationsrechts 
In Fällen, in denen die Übernahme einer Rente durch die Unfallversiche-
rung, die Militärversicherung oder die berufliche Vorsorge umstritten ist, 
trifft die zuständige Einrichtung der beruflichen Vorsorge eine Vorleis-
tungspflicht Diese intersystemische Vorleistungspflicht wurde mit der 
1. BVG-Revision in Art. 22 Abs. 4 und 26 Abs. 4 BVG um eine intrasystemi-
sche139 Vorleistungspflicht im Obligatoriumsbereich ergänzt: Steht eine Per-
son im Moment, in welchem die Leistungspflicht entsteht, in keinem Vor-
sorgeverhältnis, wird diejenige Vorsorgeeinrichtung vorleistungspflichtig, 
welcher die Person zuletzt angehörte. Steht die tatsächlich leistungspflichti-
ge Vorsorgeeinrichtung später fes t, kann die vorleistende Vorsorgeeinrich-
tung allenfalls Regress nehmen. Dem << Hin-und-her-Schieben >> der versicher-
ten Person zwischen zwei Vorsorgeeinrichtungen soll so ein Riegel gescho-
ben werden .140 
Die 1. BVG-Revision hat im Obligatoriumsbereich zudem zu einer Anglei-
chung der Rechtslage an das Regressrecht gernäss Art. 72 A TSG geführt. Mit 
der neu eingefügten Subrogationsbestimmung (Art. 34b BVG) werden die 
Vorsorgeeinrichtungen im Obligatoriumsbereich regressrechtlich den übri-
gen Sozialversicherern gleichgestellt.141 Die ausführenden Verordnungsbe-
stimmungen (Art. 27-27f BVV 2) lehnen sich eng an Art. 72-75 ATSG an. 
Obwohl erkennbar wird, dass die Regelungen des BVG soweit möglich den-
jenigen des ATSG angeglichen werden, ist auch die gegenläufige Tendenz 
zu beobachten: Trotz der nun in Art. 69 Abs. 2 ATSG enthaltenen allgemei-
nen Überentschädigungsgrenze wurde die eigenständige Überentschädi-
gungsgrenze von Art. 24 Abs. 1 BVV 2 nicht angepasst, d.h. erhöht. Viel-
mehr wurde in Art. 24 Abs. 2 BVV 2 zusätzlich der zurnutbare Resterwerb 
bzw. das Ersatzeinkommen zu den anrechenbaren Einkünften gezählt. Es ist 
zu bedauern, dass die Chancen für eine weiter gehende Harmonisierung des 
BVG mit den übrigen Sozialversicherungszweigen im Rahmen der 1. BVG-




D.h. eine Bestimmung, welche d ie Zuständigkei t innerhalb des Zweigs der beruflichen 
Vorsorge regelt. 
Siehe z.B. SUSANNE FRIEDAUER, Die Neuerungen 2005 der 1. BVG-Revision, plädoyer 
7/2004, auch zu wei teren Fragen. Siehe auch VETTER-SCHREIBER, S. 165. 
VETTER-SCHREIBER, S. 166 f. 
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3. Prinzipiengehalt und Durchsetzbarkeit der Leitideen 
Welchen Rechtscharakter oder welche praktische Bedeutung haben nun die 
beiden Leitideen der materiellen Leistungskoordination?142 
Das Anliegen des Schutzes der Versicherten kann nur als allgemeiner Rechtsge-
danke oder als Leitidee verstanden werden. Als solches bildet es damit nicht 
Teil des positiven Rechts. Wird ersichtlich, dass eine Norm den Schutz der 
V~rsi~herten zum Zweck hat, so kann eine bestimmte Auslegungshypothese 
mlt emer klaren Leitidee, die immer wieder auftaucht, gestützt werden.143 Es 
handelt sich dabei aber nur um ein mittelbares Auslegungselement.J44 An-
ders als etwa im deutschen Sozialrecht, wo in der Form der sozialen Rechte 
gemäss §§ 3-10 SGB I besondere, sozial motivierte Auslegungsregeln beste-
hen,145 werden die schweizerischen Sozialversicherungsgesetze wie andere 
Gesetze nach den allgemeinen Regeln ausgelegt. Die Sozialziele gemäss 
Art. 41 BV sind zwar auch bei der Rechtsanwendung zu beachten (vgl. 
Art. 41 Abs. 3 BV), doch sind diese verhältnismässig offen formuliert und 
beeinflussen die Rechtsfindung damit nur unbedeutend.146 Massgeblich ist 
vielmehr die Vorentscheidung des Gesetzgebers, die es zunächst mit den 
üblichen Elementen der Normauslegung zu ergründen gilt. Erst wenn sich 
aus diesem Auslegungsvorgang kein eindeutiges Ergebnis herleiten lässt, 
kann- wie bereits ausgeführt- auf Leitideen wie den Schutz der Versicher-
te~ zurückgegriffen werden. Eine Leitidee ist indes stets im Zusammenhang 
n:Jt an~~ren Leitideen zu sehen, die einen Erlass prägen.147 So kann gegen 








Zur Terminologie vorne, Ziff. ll. 2. 
Vgl. HÖHN, S. 223. 
HÖHN, S. 223; GÄCHTER, Auslegung, S. 539 f. 
Siehe § 2 Abs. 2 SGB I: <<Die nachfolgenden sozialen Rechte sind bei der Auslegung der 
Vorschnften dieses Gesetzbuchs und bei der Ausübung des Ermessens zu beachten· da-
bei ist sicherzuste llen, dass die sozialen Rechte möglichst weitgehend verwirklicht ~er­
den.» 
Gleichwohl sind sie als positives Recht stets in die Entscheidfindung einzubeziehen, 
wenn m _der Normanwend ung dafür Raum verbleibt; vgl. MEYER-BLASER/GÄCHTER, 
Rz. 60; GACHTER, Auslegung, S. 539. 
Vgl. HÖHN, S. 223. 
Grund legende Prinzipien des Koordinat ionsrechts 
rungsart (z.B. äquivalente Prämien in der Unfallversicherung) angeführt 
werden. Die Praxis wird deshalb nur in raren Einzelfällen Leistungsauswei-
tungen vornehmen wollen, weil die Entscheidung über die genaue Stellung 
der Versicherten dem Gesetzgeber obliegt (vgl. Art. 164 Abs. 1lit. c BV).148 
Die überwiegende Lehre hat vor dem In-Kraft-Treten des ATSG gefordert, 
das Überentschädigungsverbot als allgemeinen Rechtsgrundsatz anzuerken-
nen.149 Anderer Meinung war in erster Linie MAURER, der im Überentschä-
digungsverbot nur eine Leitidee erblickte.150 Ebenso verweigerte das EVG in 
konstanter Rechtsprechung dem Überentschädigungsverbot die Anerken-
nung als allgemeiner Rechtsgrundsatz. Auch wenn sich mit Recht sagen 
lässt, die Begründung des EVG, weshalb das Überentschädigungsverbot -
entgegen der überwiegenden Lehre - gerade kein allgemeiner Rechtsgrund-
sa tz sei, sei zu knapp ausgefallen,151 liegt das EVG nach der hier vertretenen 
Ansicht in der Sache richtig: Das Überentschädigungsverbot erscheint auch 
heute, trotz und auch gerade wegen der Kodifikation in Art. 69 ATSG, nicht 
als allgemeiner Rechtsgrundsatz des Sozialversicherungsrechts, sondern 
lediglich als Leitidee oder allgemeiner Rechtsgedanke, der in unterschiedli-
cher Ausprägung in allen Versicherungszweigen anzutreffen ist.152 Mit der 
Anerkennung des Überentschädigungsverbots als allgemeiner Rechtsgrund-
satz wäre auch wenig gewonnen: Da für neun Zweige der Sozialversiche-
rung Art. 69 A TSG gilt und die berufliche Vorsorge über eigene Grundlagen 
zur Überentschädigungsvermeidung verfügt, wäre höchstens zu befü rchten, 
dass mit Rückgriff auf den Überentschädigungsgrundsatz in unkontrollier-
ter und demokratisch nicht legitimierter Weise in das geltende Leistungssys-






Grundsätzlich zu dieser Schranke GÄCHTER, Rech tsrnissbrauch, S. 405 ff., mit weiteren 
Hinweisen. 
Siehe den Überblick über den Meinungsstand bei RUMO-JUNGO, N . 939 ff. 
MAURER, Kumulation und Subrogation, S. 289 f. 
PETER, Überentschädigungsverbot, S. 151 ff. 
Gegen die Anerkennung eines allgerneinen Rechtsgrun dsatzes auch KIESER, Taggeldko-
ordination, S. 251; DERS., AL V-Leistungen, S. 207 f.; eher skeptisch auch MEYER-BLASER, 
Rechtsgrundsätze, S. 149. 
45 
THOMAS GÄCHTER 
V. Leitideen der formellen Koordination 
1. Begriff und Bedeutung der formellen Koordination 
a) Begriff 
Unter dem Begriff der Koordination im formellen Sinn sind gesetzgeberische 
Massnahmen zu verstehen, die der Harmonisierung des Instrumentariums 
dienen. 153 Die so verstandene Koordination im formellen Sinn umfasst eine 
dogmatische und eine prozessuale Komponente, wobei die dogmatische 
Komponente die vereinheitlichte Definition von Rechtsbegriffen sowie deren 
sachgerechte Einbettung in eine Gesetzesgliederung umfasst. Sie wurde mit 
der Schaffung des ATSG in wesentlichen Teilen verwirklicht. Die prozessua-
le Komponente wiederum befasst sich mit der Organisation und dem Ver-
fahren der Sozialversicherung. 154 Bezüglich des Verfahrens wurde mit dem 
ATSG eine starke Verbesserung erzielt. Dennoch bleibt der für die Versi-
cherten nachteilige Zustand bestehen, dass sie beim Eintritt eines sozialen 
Risikos häufig bei verschiedenen Sozialversicherern ihre Ansprüche anmel-
den müssen. 
b) Leitideen der formellen Koordination 





Zunächst dient auch die formelle Koordination dem Schutz der Versi-
cherten. Eine versicherte Person soll nicht die negativen Konsequenzen 
des organisatorisch und materiell unzureichend koordinierten Sys-
tems zu tragen haben. Die Abläufe sind in der Weise zu gestalten, dass 
die Versicherten möglichst einfach ihre Ansprüche geltend machen 
können. 
Weiter dient die formelle Koordination der Effektivität der Versiche-
rungsleistungen: Anders als bei der Koordination von Geldleistungen 
hängt bei verschiedenen Sachleistungen, insbesondere auch bei Ein-
KOCHER, S. 69 ff. 
KOCHER, S. 71 ff. 
Grundlegende Prinzipien des Koordinationsrechts 
gliederungsleistungen, die Effektivität davon ab, dass die Leistungen 
rechtzeitig erbracht werden. 
Nach der hier vertretenen Einschätzung liegt gegenwärtig das bedeutendste 
Potential für Verbesserungen im Bereich der formellen Koordination.155 Wie 
sich bei allen laufenden Revisionen im Sozialversicherungsrecht zeigt, sind 
Einschnitte und Veränderungen im materiellen Leistungssystem meist der-
art umstritten, dass in pragmatischer Weise mit formellen Koordinations-
massnahmen das System optimiert werden sollte. Materielle Leistungsan-
gleichungen, welche die Grundvoraussetzung für eine konsequente Leis-
tungskoordination bilden, sind viel eher zu erreichen, wenn die formellen 
Strukturen nicht mehr im Weg stehen. 
2. Koordinationsbedarf und Lösungsansätze 
a) Entwicklungen der formellen Koordination 
aa) A TSG und weitere Entwicklungen 
Mit Ausnahme der beruflichen Vorsorge, die aufgrund ihrer stark privat-
rechtlich geprägten Strukturen eine Sonderstellung einnimmt, sind alle So-
zialversicherungszweige mit dem In-Kraft-Treten des ATSG formell besser 
koordiniert worden. Neben den einheitlichen Begriffsdefinitionen wurden 
auch einheitliche Verfahrensregeln geschaffen.I 56 
Bereits ist in einem zentralen Bereich der prozessualen Vereinheitlichung 
aber wieder eine Sonderlösung beschlossen worden: Das Einspracheverfahren 
in der Invalidenversicherung soll durch ein Vorbescheidverfahren ersetzt 
155 
156 
Siehe die - im damaligen normativen Kontext wohl zutreffende- gegenteilige Einschät-
zung von SCHLAURI, Grundlagen, S. 21. Siehe auch die Interpella tion <<Jedem Sozialver-
sicherungszweig seine eigene Organisa tion>> (04.3165) von Nationalrat Bruno Wehrli 
(19 . März 2004, Antwort des Bundesra ts vom 23. Juni 2004, im Plenum noch nicht be-
handelt). 
Siehe zu einer sinngernässen und angepassten Erstreckung der allgemeinen Verfahrens-
regeln auf den Bereich der beruflichen Vorsorge H ANS MICHAEL RI EM ER, ATSG und be-
rufliche Vorsorge, SZS 2003, S. 199 ff., 209 f. 
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werden.157 Neben gewichtigsten anderen Bedenken, die sich gegen die Ab-
schaffung des Einspracheverfahrens vorbringen lassen, 15s sprechen auch 
koordinationsrechtliche Bedenken gegen diesen Schritt. 
Eine faktische Verbesserung der Verfahrenskoordination dürfte allenfalls 
damit verbunden sein, dass die Militärversicherung seit dem 1. Juli 2005 nicht 
mehr vom (aufgelösten) Bundesamt für Militärversicherung, sondern von 
der SUV A durchgeführt wird. Auch wenn dadurch an den materiellen An-
spruchsvoraussetzungen und dem einschlägigen Koordinationsrecht nichts 
geändert wird, dürfte die administrative Zusammenlegung der beiden ver-
wandten Versicherungszweige faktisch die Bewältigung von Koordinations-
fragen erleichtern. 
bb) Interinstitutionelle Zusammenarbeit (IIZ) 
Nur unzureichend ist dagegen ein anderer Bereich geregelt, der die gegen-
wärtige sozialpolitische Diskussion prägt: Die Zersplitterung der Systeme, 
die sich mit der Bewältigung von Gesundheitsschäden und ihren Folgen 
befassen, führt immer offensichtlicher dazu, dass sinnvolle Massnahmen, 
die der Eingliederung von Versicherten und damit der Schadensminderung 
dienen, zu spät veranlasst werden können. 159 Es ist allgemein anerkannt, 
dass die verfahrensrechtliche Koordination im Bereich der medizinischen 
und beruflichen Eingliederungsmassnahmen, bei denen eine tatsächliche 
Kooperation gewährleistet sein muss, von besonderer Dringlichkeit ist.16o 
Die besonderen Probleme, die sich in diesem Zusammenhang stellen, hän-
gen einerseits damit zusammen, dass die Invalidenversicherung, die grund-
sätzlich über das grösste Spektrum von Eingliederungsmassnahmen verfügt, 






Änderung des IVG vom 16. Dezember 2005 (BBl 2005 7285), Ablauf der Referendums-
frist: 6. April 2006. 
Siehe THOMAS LOCHER, Änderungen des Verfahrensrechts in der Invalidenversicherung 
-ein wohl überlegter oder ein verfehlter Revisionsvorschlag?, Jusletter vom 13. Dezem-
ber 2004 >www.jusletter.ch<. 
Z.B. DUMM ERMUTH, IIZ-plus, S. 4 ff.; DERS., Zukunft, S. 160 ff.; HANDBUCH liZ, Ziff. 2.3, 
4.6; STROHMEIER/KNÖPFEL, S. 46 f. 
LEUZINGER-NAEF, S. 163. 
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wird deshalb häufig illusorisch. Weiter bestehen verschiedene Drehtüreffek-
te zwischen der kantonalen Sozialhilfe, der Arbeitslosenversicherung und 
letztlich auch der Invalidenversicherung. 
Diese Probleme sind erkannt und werden gegenwärtig in zahlreichen Pro-
jekten der IIZ angegangen. Die IIZ umfasst die Invalidenversicherung, die 
Arbeitslosenversicherung sowie die kantonale Sozialhilfe. Auf Bundesebene 
finden sich seit der 4. IVG-Revision im IVG (Art. 68bis IVG) und seit der 
3. AVIG-Revsion im A VIG (Art. 85f A VIG) Bestimmungen, welche die Zu-
sammenarbeit zwischen den Institutionen der Arbeitslosenversicherung, der 
Invalidenversicherung sowie den kantonalen Sozialdiensten fördern und 
erleichtern sollen.161 Aufgrund der fehlenden Bundeskompetenz ist es auf 
bundesgesetzlicher Ebene jedoch nicht möglich, die kantonalen Sozialdiens-
te zur Kooperation mit den Organen von ALV und IV zu verpflichten oder 
den Kantonen Minimalvorschriften für die Förderung der Eingliederung 
aufzuerlegen.162 
Es bestehen unterdessen jedoch in verschiedenen Kantonen viel verspre-
chende Projekte der IIZ. Im Kanton Solothurn ist die IIZ sogar gesetzlich 
verankert worden.163 Es besteht der politische Wille, die auf freiwilliger Zu-
sammenarbeit beruhenden HZ-Ansätze, die auf einem «bottom up >> -Ansatz 
beruhen, nun auch «top down>> im Rahmen laufender Gesetzgebungsprojek-
te umzusetzen, insbesondere im Rahmen der 5. IV-Revision.164 
Parallel zur 5. IV-Revision haben die drei Verbände SKOS, VSAA (Verband 
Schweizerischer Arbeitsämter) und IVSK (IV-Stellen Konferenz) dem BSV, 
dem seco sowie der Sozialdirektorenkonferenz ein Pilotprojekt vorgeschla-
gen. Es sollen «Medizinisch-arbeitsmarktliche Assessment-Zentren>> (MA-




Siehe MADER, Art. 115, Rz. 3, 10; ebenso THOMAS GÄCHTER/MERET BAUMANN, Gesetzli-
cheMassnahmen zur verbesserten beruflichen und sozialen Integra tion im Rahmen der 
Interinstitutionellen Zusammenarbeit (IIZ), Rechtsgutachten zuhanden der Subkommis-
sion Existenzsicherung der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Na-
tionalrats, Zürich 6. April 2005, Rz. 61 ff. (nicht publiziert) . 
Das Gesetz wurde am 5. Juni 2005 mit überwältigender Mehrheit angenommen. Nähe-
res bei DUMMERMUTH, IIZ-plus, S. 22 f. 
DUMMERMUTH, Chancen, S. 80 ff.; DERS., IIZ-plus, S. 7 f. 
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MAC) geschaffen werden. Diese sollen in der Lage sein, für bestimmte Per-
sonen die für die Arbeitslosenversicherung, die Invalidenversicherung und 
die Sozialhilfe verbindliche umfassende Beurteilung der Arbeitsfähigkeit 
durchzuführen, zweckmässige Massnahmen zur Verhinderung der Desin-
tegration bzw. zur Förderung der Reintegration festzulegen und ein Case-
Management sicherzustellen. Im Verlauf des Jahrs 2006 sollten in rund fünf 
Kantonen Versuche mit derartigen MAMAC anlaufen. 165 
Bereits wird die Forderung erhoben, dass aus der freiwilligen IIZ ein ver-
bindliches Kooperationsprinzip werden müsse, das Diagnose, Massnahmen 
und Finanzierung regle .166 
cc) IIZ-plus167 
Bei der Umsetzung der IIZ wurde rasch deutlich, dass die Vernetzung mit 
weiteren Sicherungssystemen zwingend notwendig ist. Zum einen sind die 
erste und die zwei te Säule beim Risiko Invalidität mit massiven Problemen 
belastet. Zum anderen << erbt>> die IV 80 Prozent der Rentenfälle von der 
Krankenversicherung. Eine Zusammenarbeit im Krankheitsbereich ist pri-
mär mit den Trägern der freiwilligen Krankentaggeldversicherung gernäss 
KVG und VVG möglich. IIZ-plus bezeichnet also die engere, bessere und 
langfristig auch verbindlichere Zusammenarbeit zwischen den Versiche-
rungsträgern IV, BVG und Krankentaggeldversicherung_I68 
Während bei der IIZ jeweils Träger in den Kantonen vorhanden sind, kön-
nen die Versicherungszweige berufliche Vorsorge und Krankentaggeldver-
sicherung nicht territorial zugeordnet werden. Die Strukturen von berufli-
cher Vorsorge, Unfallversicherung und Krankentaggeldversicherung sind 
primär auf Unternehmen orientiert und haben meist höchst komplexe Struk-
turen, die keiner kantonalen Zuordnung entsprechen. Die Schnittstelle zwi-






O UMMERM UTH, Chancen, 5. 89; DERS., HZ-plus, S. 13 f. 
W ALTER SCHMID, Die IIZ muss verbindlich werden, Zeitschrift für Sozialhilfe 3/2005, 
S. 4. 
DUMMERMUTH, Chancen, 5. 84 f.; DERS., IIZ-plus, S. 9 ff. 
OUMMERMUTH, Chancen, S. 75, 90; DERS., IIZ-plus, S. 14 f. 
Grundlegende Prinzip ien des Koord inationsrechts 
beiden Kreisen ihren Platz hat. Zurückzuführen ist dies auf die Tatsache, 
dass die IV als einziger Sozialversicherungszweig von Gesetzes wegen so-
wohl mit der beruflichen Eingliederung als auch mit der Rentenzusprache 
beauftragt ist_169 
Im Rahmen der Bemühungen um eine bessere Zusammenarbeit der Invali-
denversicherung mit den Krankentaggeldversicherern konnte jüngst ein 
bemerkenswerter Durchbruch erzielt werden: Die IV-Stellen-Konferenz, der 
Schweizerische Versicherungsverband, sant!:'suisse und das Bundesamt für 
Sozialversicherung haben eine Vereinbarung mit dem Zweck der verbesser-
ten Wiedereingliederung abgeschlossen, die am 1. Januar 2006 in Kraft ge-
treten is t. l7o 
dd) Erkennbare Tendenzen 
Den bedeutendsten Schritt für die formelle Koordination stellte zweifellos 
das In-Kraft-Treten des ATSG dar. Dieses entstand in einem langwierigen 
Gesetzgebungsverfahren und ist in vielen Teilen von politischen Kompro-
missen geprägt. Trotz spürbarer Verbesserungen, die im Zusammenhang 
mit der Vereinheitlichung des sozialversicherungsrechtlichen Verfahrens 
stehen, verbleibt - unter Koordinationsgesichtspunkten - ein erhebliches 
Optimierungspaten tiaJ.171 
Es fällt auf, dass die grössten Fortschritte in der formellen Koordination, die 
in jüngster Zeit erzielt werden konnten, nicht vom Bundesgesetzgeber, son-
dern von den Durchführungsorganen der Sozialversicherung und deren 
Verbänden ausgegangen sind.l72 Ohne die Initiative dieser Akteure wären 
die IIZ und die IIZ-plus, die beide im Wesentlichen auf freiwilliger Zusam-
menarbeit beruhen, nicht möglich geworden. Ebenso ist die Ansiedlung der 
Militärversicherung bei der SUV A auf die Bereitschaft der SUV A zurückzu-





DUMMERMUTH, Chancen, S. 90 f. 
Einsehbar unter >www.iiz-p lus.ch/de/download/Vereinbarung0106.pdf< (besucht am 
5. Februar 2006). 
Vgl. LOCHER, Allgemeiner Teil, S. 34 f. 
OUMM ERMUTH, HZ-plus, 5. 7 ff. 
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zwar nichts ableiten. Auch sind noch zahlreiche rechtliche Probleme der IIZ 
und der ihr zu Grunde liegenden Vereinbarungen ungeklärt. Immerhin we-
cken die Entwicklungen aber die Hoffnung, dass die oft beklagten Graben-
kämpfe und Verkrustungen zwischen den verschiedenen Durchführungsor-
ganen der Sozialversicherung der Vergangenheit angehören. 
Da es eine der Leitideen der formellen Koordination ist, die Effektivität der 
Versicherungsleistungen zu steigern, sollten die von der Praxis entwickelten 
Ansätze von der Bundesgesetzgebung baldmöglichst aufgegriffen und ver-
festigt werden.173 
b) Instrumente der formellen Koordination 
Im Folgenden werden beispielhaft einige im ATSG enthaltene Rechtsinstitu-
te dargestellt, die offensichtlich von den Leitideen der formellen Verfah-
renskoordination beeinflusst sind. Daneben finden sich weitere Bestimmun-
gen von untergeordneter Bedeutung, auf die an dieser Stelle nicht eingegan-
gen werden kann. 
aa) Aufklärung und Beratung (Art. 27 ATSG) 
Da die Leistungen der Sozialversicherungen für die Versicherten meist von 
grosser Bedeutung sind, das System jedoch kompliziert und verzweigt ist, 
wurde bereits zu Beginn der Arbeiten am ATSG eine Aufklärungs- und Be-
ratungspflicht der Versicherungsträger und der Durchführungsorgane vor-
gesehen.174 Diese sind verpflichtet, generell die interessierten Personen über 
ihre Rechte und Pflichten aufzuklären (Art. 27 Abs. 1 ATSG). Darüber hin-




Siehe den Hinweis in Fn. 166. 
Vgl. LOCHER, Grundriss, S. 429 ff.; siehe eingehend zu Entstehung und Bedeutung von 
Art. 27 A TSG RA YMOND SPIRA, Du droi t d' etre renseigne et conseille par !es assureurs et 
!es organes d'execution des assurances sociales (art. 27 LPGA), SZS 2001, S. 524 ff., 
530 ff.; zum Rechtszustand vor dem ln-Kraft-Treten des ATSG KIESER, Verwaltungsver-
fahren, Rz. 375 ff. 
Grundlegende Prinzipien des Koordinationsrechts 
über ihre Rechte und Pflichten (Art. 27 Abs. 2 ATSG). 175 Stellt ein Versiche-
rungsträger fest, dass eine versicherte Person oder ihre Angehörigen Leis-
tungen anderer Sozialversicherungen beanspruchen können, so gibt er ihnen 
unverzüglich davon Kenntnis (Art. 27 Abs. 3 ATSG).176 Insgesamt wird mit 
dieser Bestimmung versucht, die Zugänglichkeit des Sozialversicherungs-
systems durch eine weit gehende Beratungspflicht der einzelnen Versiche-
rungsträger und Durchführungsorgane zu verbessern, was im Interesse des 
Schutzes der Versicherten sehr zu begrüssen ist. 
bb) Weiterleitungspflicht (Art. 30 ATSG) 
Die Weiterleitungspflicht sollte von Anfang an den Interessen der im Sozial-
versicherungswesen wenig bewanderten Versicherten dienen, welche ihre 
Anmeldung, ihr Gesuch oder ihre Eingabe an die unzuständige Stelle ein-
reichten.177 Die komplizierte Organisation des schweizerischen Sozialversi-
cherungssystems soll für die Versicherten nicht zum Nachteil werden. 
Weiterzuleiten sind jedoch nur solche Anmeldungen, Gesuche und Einga-
ben, die versehentlich bei der unzuständigen Stelle eingereicht worden 
sind.178 Behauptet hingegen die versicherte Person zu Unrecht die Zustän-
digkeit der angegangenen Stelle, tritt diese mit Verfügung auf die Sache 





Grundlegend zur Entstehung und Bedeutung dieser Bestimmung sowie zu den Folgen 
einer Verletzung der Beratungspflicht das Urteil des EVG vorn 14. September 2005 
(C 192/04), E. 4 (zur Publikation vorgesehen). 
Siehe zum intersysternischen Koordinationsaspekt von Art. 27 Abs. 3 A TSG KIES ER, 
ATSG-Kornrnentar, Art. 27, N . 2; sehr deutlich auch JACQUES-ANDRE SCHNEIDER, Infor-
mationsetconsei ls a l'assurance dans !es assu rances sociales: Je tournant de Ja LPGA, 
in: Bettina Kahil-Wolff (Hrsg.), La partie generale du droit des assurances sociales, Lau-
sanne 2003, S. 37 ff., 85. 
KIESER, ATSG-Kornrnentar, Art. 30, N. 1, mit Hinweisen. 
KIESER, ATSG-Komrnentar, Art. 30, N. 12. 
53 
THOMAS GÄCHTER 
cc) Vorleistung und Anmeldung bei den in Frage kommenden Sozialver-
sicherungen (Art. 70 A TSG) 
Für die Versicherten ist es von besonderer Bedeutung, dass sie die ihnen 
zustehenden Leistungen dann erhalten, wenn sie sie benötigen.179 Viele Leis-
tungen würden ihr Ziel verfehlen, wenn sie erst zu spät ausgerichtet wür-
den. Damit sich eine mehrfache Anspruchsberechtigung, wie sie bei der 
Anspruchszersplitterung im schweizerischen Recht häufig vorkommt, nicht 
zu Ungunsten der versicherten Person auswirkt, gilt als Koordinationsprin-
zip für die Zeit vor Klärung der abschliessenden Leistungspflicht die Vor-
leistung:1S0 Kommt im Einzelfall die Leistungspflicht mehrerer Versicherun-
gen in Frage, ist aber diejenige einer prioritär pflichtigen Versicherung un-
gewiss bzw. bestritten, kann die versicherte Person von der vorleistungs-
pflichtigen Versicherung die Leistung verlangen (Art. 70 Abs. 1 ATSG). 181 
Die Bestimmung der Vorleistungspflicht gehört nach der hier verwendeten 
Definition nicht zum materiellen, sondern zum formellen Koordinations-
rechV82 auch wenn sich die Bestimmung betreffend die Vorleistungspflich-
ten unmittelbar an die materiellen Koordinationsprinzipien und das Über-
entschädigungsverbot anschliesst. 
Die vorleistungspflichtige Versicherung wird in Art. 70 Abs. 2 A TSG für vier 
unterschiedliche Konstellationen bes timmt, wobei die vorleistungspflichti-
gen Versicherungsträger gernäss Art. 71 ATSG die Leistungen (nur) nach 
Massgabe der für sie geltenden Bestimmungen erbringen. Damit ist ausge-
schlossen, dass die vorleistungspflichtige Versicherung auch bereits Leis-
tungen erbringt, die (bedingt kumulativ) von einer anderen Versicherung zu 
erbringen wären. 
Art. 70 Abs. 3 ATSG bestimmt, dass sich die berechtigte Person bei den in 
Frage kommenden Versicherungen anzumelden hat. Darauf ist sie von der 






Vgl. KIESER, Vorleistungspflichten, S. 104. 
Siehe bereits sehr deutlich MAURER, Kumulation und Subrogation, S. 191 ff.; LANDOLT, 
Rz. 1434. 
LEUZINGER-NAEF, S. 162. 
LOCHER, Grundriss, S. 396; zur Einordnung auch KIESER, Vorleistungspflichten, S. 104 f. 
Grundlegende Prinzipien des Koordinationsrechts 
Ob es zulässig ist, dass in analoger Anwendung von Art. 30 ATSG eine An-
meldung bei den in Frage kommenden Versicherungen durch den vorleis-
tungspflichtigen Träger vorgenommen wird, wenn die versicherte Person 
dies verweigerV 83 ist bislang noch nicht abschliessend geklärt. 
Anders als bei Vorschüssen im Sinn von Art. 19 Abs. 4 A TSG, bei denen die 
Leistungspflicht grundsätzlich ausser Frage steht, setzt d ie Vorleistung im 
Rahmen von Art. 70 ATSG Zweifel darüber voraus, ob neben dem gernäss 
Art. 70 Abs. 2 ATSG vorleistungspflichtig erklärten Zweig Leistungen ge-
genüber einem anderen in der jeweiligen Bestimmung bezeichneten Zweig 
beansprucht werden können.184 
dd) Verfahrensbeteiligung weiterer Versicherungsträger 
Erlässt ein Versicherungsträger eine Verfügung, welche die Leistungspflich t 
eines anderen Trägers berührt so hat er laut Art. 49 Abs. 4 ATSG die Verfü-
gung auch diesem zu eröffnen. Dieser kann die gleichen Rechtsmittel ergrei-
fen w ie die versicherte Person. Diese Bestimmung bildet innerhalb des 
ATSG fast den einzigen Ansatzpunkt für eine minimale verfahrensmässige 
Vernetzung der verschiedenen Versicherungsträger.185 Sie würde sich, in 
abgewandelter und ausgebauter Form, allenfalls als Ansatzpunkt dafür eig-
nen, innerhalb des ATSG für bestimmte Versicherungsfälle weitergehende 
Zusammenarbeitsverpflichtungen vorzusehen. 
Aufgrund seiner (auch) koordinationsrechtlichen Zwecksetzung hätte 
Art. 49 Abs. 4 ATSG allenfalls als Ansatzpunkt für eine progressive Koordi-
nationsrechtsprechung des EVG dienen können: 186 Durch eine weite Au sle-
gung des Erfordernisses, dass die Leistungspflicht eines anderen Versiche-






Befürwortend KIESER, ATSG-Kommentar, Art. 70, N. 29 . 
KIESER, ATSG-Kommentar, Art. 70, N. 4, 7; DERS., Vorleistungspt1ichten, S. 105. 
Ursprünglich war die Bestimmung denn auch im Koordinationsrecht eingeordnet wor-
den; siehe K!ESER, ATSG-Kommentar, Art. 49, N . 26, 33, mit Hinweisen. 
Siehe allerdings zu den engen Grenzen für einen solchen richterlichen Aktivismus 
hinten, Ziff. V. 2. d. 
Zur bisherigen Praxis etwa K!ESER, ATSG-Kommentar, Art. 49, N . 30 ff. 
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zwischen verschiedenen Versicherungsträgern formell in einem Verfahren 
zusammengefasst und einheitlich beurteilt werden können.1ss In einem jün-
geren Leitentscheid (BGE 131 V 362), der bereits bestätigt worden ist,189 hielt 
das EVG jedoch ausdrücklich an der bisherigen Praxis fes t und verneinte 
das Berührtsein eines Unfallversicherers im Hinblick auf eine Invaliditäts-
schätzung der Invalidenversicherung, da eine solche Schätzung für die Un-
fallversicherung nach wie vor nicht bindend sei.190 
c) Ansatzpunkte für die Gesetzgebung 
In einzelnen Punkten Iiessen sich die Leitideen der formellen Koordination 
durch gezielte Revisionen des ATSG verbessern. Zu denken wäre dabei vor 
allem an eine engere verfahrensmässige Verzahnung der einzelnen Versi-
cherungszweige, beispielsweise durch die Ausdehnung der Verfahrensbetei-
ligung weiterer Versicherungsträger an Verfahren, welche Rückwirkungen 
auf die Leistungspflichten dieser Versicherungsträger haben könnten. 
Es ist jedoch zu bedenken, dass das ATSG zu keinem Zeitpunkt zum Zweck 
hatte, in die Struktur und die Organisation der einzelnen Versicherungs-
zweige einzugreifen. Die Massnahmen, die heute am vordringlichsten er-
scheinen, hängen jedoch direkt mit der Struktur und zum Teil auch mit der 
Funktionsweise der einzelnen Zweige zusammen. Eine wirkungsvolle Ver-
besserung im Interesse der Versicherten sowie der Effektivität der Versiche-
rungsleistungen liesse sich gegenwärtig vor allem dadurch bewerkstelligen, 
dass in die Organisation der einzelnen Zweige eingegriffen würde. Politisch 
wird zu erwägen sein, ob solche organisatorische Straffungen, die letztlich 
ebenfalls der Koordination dienen, nicht wirkungsvoller sind als weitere 
Koordinationsbemühungen auf der materiellen Ebene. 
Da es eine der Leitideen der formellen Koordination ist, die Effektivität der 
Versicherungsleistungen zu steigern, sollten die von der Praxis entwickelten 





Vgl. MEYER, Teilnahme, S. 15 f. 
Z .B. Urteil des EVG vom 9. Dezember 2005 (!66/05), E. 3. 
BGE 131 V 362 E. 2.2.2. 
Grundlegende Prinzipien des Koordinationsrechts 
liehst aufgegriffen und verfestigt werden. Bereits im Rahmen der 5. IV-
Revision könnten einzelne Ideen aufgegriffen werden. 
d) Ansatzpunkte für die Rechtsanwendung? 
Noch vor der Verabschiedung des ATSG hat sich KOCHER Gedanken ge-
macht, ob - im Fall eines Scheiterns des ATSG - einige Anliegen der formel -
len Koordination als «kleine Revision» durch Richterrecht umgesetzt wer-
den könnten.191 Er stützte sich dabei auf richterrechtliche Koordinationsten-
denzen, die vor allem im berühmten Fall «Chrüzlen>> 192 erkennbar wurden. 
Es ging in diesem Fall um die Bewilligung einer Abfalldeponie. Nach kanto-
nalem Verfahrensrecht waren für diese Bewilligung unterschiedliche Ver-
fahren bei unterschiedlichen Behörden notwendig. Alle diese Verfahren 
waren inhaltlich und formell nach kantonalem Verfahrensrecht nicht koor-
diniert. Das Bundesgericht vertrat die Ansicht, dass das kantonale Verfah-
rensrecht aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht so ausgestaltet sein 
dürfe, dass dadurch die Verwirklichung von Bundesrecht vereitelt, verun-
möglicht oder wesentlich erschwert werde. Dies verlange, dass die Koordi-
nation gewährleistet werde, und zwar sowohl im erstinstanzliehen Verfah-
ren wie auch im Rechtsmittelverfahren. Am besten könne dabei der mate-
riellen Koordination genügt werden, wenn für verschiedene Bewilligungen, 
die in einem engen Sachzusammenhang stehen, eine einzige erste Instanz 
zuständig sei. Andernfalls - bei mehreren Behörden - hätten sich diese in 
einer Weise abzustimmen, dass ein qualitativ gleichwertiges Koordinations-
ergebnis erzielt werde. In einem späteren Entscheid stützte das Bundesge-
richt die Koordinationsrechtsprechung zusätzlich auf den Grundsatz der 
Einheit und Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung sowie auf das Will-
kürverbot gernäss Art. 4 aBV ab.193 
Es erscheint auf den ersten Blick nahe liegend, diese Koordinationsgrund-
sätze auf das sozialversicherungsrechtliche Verfahren zu übertragen. Insbe-
191 KOCHER, S. 74 f. 
192 
193 
BGE 116 Ib 50 ff.; siehe zum Koordinationsgebot etwa ALFRED KÖLZ/!SABELLE HÄNER, 
Verwaltungsverfahren und Verwaltungsrechtspflege des Bundes, 2. Auf!., Zürich 1998, 
Rz. 66 ff. 
BGE 117 lb 39; dazu auch WIPF, S. 12 ff. 
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sondere die verschiedenen Projekte der IIZ sowie die für das kommende 
Jahr geplante Einführung der << MAMAC» scheint genau in dieselbe Koordi-
nationsrichtung zu laufen. Ein richterrechtlicher Anstoss für eine Verpflich-
tung zur Kooperation erschiene damit wünschenswert. 
Auf den zweiten Blick werden jedoch massgebliche Unterschiede erkennbar: 
Ging es bei der Koordinationsrechtsprechung des Bundesgerichts in erster 
Linie darum, die Umsetzung von Bundesrecht durch die kantonale Verwal-
tung zu koordinieren, gestaltet sich die Ausgangslage im Sozialversiche-
rungsrecht schwieriger. Zunächst ist zu erwähnen, dass bei der IIZ der kan-
tonalen Sozialhilfe eine wichtige Rolle zukommt. Da der Bund über keine 
Kompetenz verfügt, um den Kantonen die inhaltliche und verfahrensmässi-
ge Ausgestaltung vorzuschreiben,194 fehlt es im Bereich der IIZ an einer 
bundesrechtlichen Grundlage, zu deren einheitlichem Vollzug die Kantone 
gezwungen werden könnten. Zudem enthält bereits das Bundesrecht gewis-
se Vorgaben, wie die an der Verfahrenskoordination beteiligten Behörden 
organisiert sein sollen. Der kantonale Spielraum ist zwar - wie das Solo-
thurner Beispiel zeigt195 - vorhanden, doch ändert das nichts an den bundes-
rechtlichen Vorgaben. Über gar keinen Einfluss verfügen die Kantone so-
dann, soweit die Träger von HZ-plus (Krankentaggeldversicherer, Vorsorge-
einrichtungen, Unfallversicherer) einbezogen werden sollen. Die Kantone 
können damit kaum wirkungsvoll durch Richterspruch in eine formelle 
Koordinationspflicht genommen werden. Schliesslich ist darauf hinzuwei-
sen, dass die Chrüzlen-Rechtsprechung des Bundesgerichts in der Lehre z.T. 
sehr deutlich kritisiert wurde, weil es an einer genügenden gesetzlichen 
Grundlage fehlte, um derart weit gehende Pflichten für die Kantone zu sta-
tuieren.1 96 




Vorne Fn. 163. 
WIPF, S. 14, mit Hinweisen. Obwohl Art. 1 lit. b und c A TSG die Verfahrens- und Leis-
tungskoordination als Gesetzesziele nennen, eignen sich beide Bestimmungen nicht als 
Ansatzpunkte; dies selbst dann, wenn man der Harmonisierung in der Praxis gerade 
auch im Hinblick auf das ATSG einen hohen Stellenwert einräumen möchte (so UELI 
KIES ER, Auswirkungen des A TSG (Allgemeiner Teil zum Sozialversicherungsrecht) auf 
die Rechtsanwendung, ZBJV 2004, S. 453 ff., 466 f. ; zurückhaltender GÄCHTER, Ausle-
gung, S. 544 ff.). 
Grundlegende Prinzipien des Koordinationsrechts 
Wenig wirkungsvoll wäre es wohl auch, die IV-Stellen als zentrale Akteure 
sowohl in der IIZ wie in der IIZ-plus in die Pflicht zu nehmen; diese sind 
nämlich bereits aufgrund von Art. 68bis IVG gehalten, mit den Durchfüh-
rungsorganen der Arbeitslosenversicherung und den kantonalen Durchfüh-
rungsstellen, die für die Förderung der beruflichen Eingliederung zuständig 
sind, zusammenzuarbeiten. Diese Pflichten sollen im Rahmen der 5. IV-
Revision noch auf zahlreiche weitere Institutionen erweitert werden. 197 
Der Spielraum für die Gerichte, die formelle Koordination voranzutreiben, 
ist damit eng begrenzt.198 Gefordert ist auch in diesem Punkt die Gesetzge-
bung.199 
VI. Schluss 
1. Überentschädigungsverbot als Kern des Koordinationsrechts? 
Es besteht kein Zweifel daran, dass die Vermeidung von Überentschädigung 
bereits vor dem In-Kraft-Treten des ATSG eine zentrale Leitidee des gesam-
ten Sozialversicherungsrechts gewesen ist. Es gibt auch keinen Grund, wes-
halb dies nach dem In-Kraft-Treten des ATSG nicht mehr der Fall sein soll. 
Angesichts der nun - theoretisch200 - einheitlichen Überentschädigungsrege-
lung in Art. 69 ATSG, der (teilweise) einheitlich kodifizierten Koordina-
tionsregeln in Art. 63 ff. ATSG und der Formulierung zentraler (wenn auch 
nicht aller) Kongruenzgrundsätze in Art. 74 ATSG muss aber die Frage ge-
stellt werden, ob das Überentschädigungsverbot auch heute noch den Kern 
des Koordinationsrechts darstellt. 
Das Überentschädigungsverbot bildete zwar den unverzichtbaren Ansatz-
punkt für die Entwicklung einer geschlossenen inter- und extra~ystemisch~n 






Siehe die Ausführungen in der Botschaft zur 5. IV-Revision, BBI 2005 4575 f. 
Anzumerken ist auch, dass die Bereitschaft der Praxis, Koordinationschancen de lege 
lata zu ergreifen, eher gering ist; siehe bei Fn. 189. Siehe auch MEYER, Teilnahme, 
s. 44 ff. 
Siehe mit gleichem Befund bereits GYSIN, S. 27 f. 
Vorne Ziff. TV. 2. d. 
Vorne Ziff. IV. 2. a. bb. 
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digungsverbot als systembildende Leitidee keine grösseren Erwartungen 
mehr geknüpft werden. Es erscheint deshalb weder notwendig noch gebo-
ten, das Überentschädigungsverbot über die Geltung von Art. 69 ATSG hin-
aus als allgemeinen Rechtsgrundsatz anzuerkennen. Es ist nicht ersichtlich, 
was mit der Anerkennung eines solchen Rechtsgrundsatzes gewonnen wäre. 
Im Einklang mit der Rechtsprechung -jedoch entgegen der überwiegenden 
Lehre - kann das Überentschädigungsverbot allein schon deshalb nicht 
mehr als einen allgemeinen Rechtsgedanken oder eine Leitidee des Sozial-
versicherungsrechts darstellen, weil eine der zentralen Fragen - nämlich die 
Überentschädigungsgrenze-kaum einheitlich zu definieren ist. 
2. Betonung von Harmonisierung und Optimierung 
Da mit dem ATSG wesentliche Schritte für eine verbesserte Leistungskoor-
dination unternommen worden sind, das Überentschädigungsverbot seine 
systembildende Funktion erfüllt hat und die Überentschädigung nicht das 
vordringlichste Problem in der Sozialversicherung darstellt, sollte bei künf-
tigen Revisionsbemühungen mehr Gewicht auf eine zusätzliche Harmoni-
sierung und eine weitere Optimierung des Leistungssystems gelegt wer-
den.202 Beide A~liegen hängen eng mit der zentralen Leitidee sowohl der 
materiellen wie auch der formellen Koordination zusammen: Dem Schutz der 
Versicherten vor den negativen Folgen des Eintritts eines sozialen Risikos. 
3. Gestaltungsspielräume von Gesetzgebung und Rechtsanwendung 
Für die Gesetzgebung zeichnen sich einige Handlungsfelder ab, in denen in 
absehbarer Zeit Verbesserungen der Koordination erzielt werden könnten: 
202 
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Es spricht nichts dagegen, die Taggeldkoordination nun ebenfalls auf 
der Ebene des ATSG zu regeln, da sie damit - trotz einer allenfalls 
komplexen Formulierung der entsprechenden Norm - transparenter 
und verständlicher würde als die zergliederte Regelung auf einzelge-
setzlicher Ebene, die gegenwärtig noch gilt. 
Vgl. M A ESCHI, S. 292. 
Grundlegende Prinzip ien des Koord inationsrechts 
Da keine sachlichen Gründe ersichtlich sind, weshalb in der berufli-
chen Vorsorge und im Komplementärrentensystem der Unfallversi-
cherung eine von Art. 69 Abs. 2 ATSG abweichende Überentschädi-
gungsgrenze gilt, sollten diese beiden Systeme entsprechend ange-
passt werden. 
Die grössten Fortschritte in der Koordination dürften nach der hier 
vertretenen Ansicht indes davon zu erwarten sein, dass im Rahmen 
des ATSG - soweit eine Regelung in diesem für die anstehenden Fra-
gen überhaupt geeignet ist - oder aber in den einzelnen Versiche-
rungsgesetzen auf eine organisatorische Vereinfachung und eine ver-
besserte Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Versicherungsträ-
gern hingewirkt wird. Die von der Praxis entwickelten Ansätze der 
IIZ und der HZ-plus sollten aufgegriffen und möglichst rasch umge-
setzt werden. 
Weniger Spielraum besteht naturgernäss für die Praxis. Da nach der hier 
vertretenen Auffassung die Leitideen sowohl der materiellen wie auch der 
formellen Koordination keine eigentlichen Rechtsgrundsätze sind, bieten sie 
der Praxis auch keine Anknüpfungspunkte, um die Koordination progressiv 
voranzutreiben. Sozialversicherungsrechtliche Koordinationsfragen sind in 
aller Regel derart komplex, dass sie sich nicht für eine rechtsfortbildende 
Klärung durch die Gerichte eignen. Insbesondere die erheblichen finanziel -
len Folgen, die für Versicherer und Versicherte aus koordinationsrechtlichen 
Entscheiden entstehen können, werden die Gerichte wie bisher davon abhal-
ten, aktiv in das Koordinationssystem einzugreifen .203 Die Vision einer Ver-
fahrenskoordinationdurch Richterspruch, wie sie in anderen Rechtsgebieten 
verwirklicht worden ist, stösst im Sozialversicherungsrecht an enge Gren-
zen. 
203 Vgl. M EYER-BLASER, Bedeutung, S. 378 ff., 382 ff. 
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